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BGH XI. Senat    22.10.2024     XI ZR 214/23 
 

Vorzeitige Kündigung eines Prämiensparvertrags durch die Bank 
 

Leitsatz  
 

Bei einem Prämiensparvertrag, bei dem die Prämien auf die Sparbeiträge jährlich bis zu einem bestimmten 
Sparjahr steigen, ist das Recht der Sparkasse zur ordentlichen Kündigung nach § 700 Abs. 1 Satz 3, § 696 
Satz 1 BGB auch dann nur bis zum Erreichen der höchsten Prämienstufe ausgeschlossen, wenn sich die 
jährliche Sparrate nach jeweils 12 Monaten um einen festen Prozentsatz erhöht (Fortführung Senatsurteil vom 
14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74). 
 

Sachverhalt 
 

Der Kläger begehrt die Feststellung des Fortbestandes eines mit der Beklagten geschlossenen Sparvertrags. 
 

Die Parteien schlossen am 20. Mai 2001 einen Sparvertrag mit variabler Verzinsung. Die Vereinbarung war 
als Zusatzvereinbarung ("S-Prämiensparen flexibel") zu einem Sparkonto ausgestaltet. In der Zusatzverein-
barung heißt es auszugsweise wie folgt: 
 

"Dieses Sparkonto […] wird zu folgenden Bedingungen geführt: 
 

Beginn der Zusatzvereinbarung: 20.05.2001 
 

Dauer der Zusatzvereinbarung: max. 25 Jahre 
 

1. Sparbeiträge 
 

Der Sparer wird ab dem 30.4.2001 monatlich Sparbeiträge von 50,00 DM auf das oben genannte Sparkonto 
einzahlen. 
 

 […] 
 

2. Dynamisierung der Sparbeiträge 
 

Die anfängliche Sparrate von 50,00 DM wird nach jeweils 12 Monaten um 5,000 %, bezogen auf die Vorjah-
resrate, erhöht. 
 

3. Zinsen und Prämie 
 

Der Zinssatz beträgt z.Z. 3,750 %. Die Zinsen werden am Ende eines Kalenderjahres gezahlt. Zusätzlich wird 
jährlich, erstmals am 20. Mai 2004, auf die im abgelaufenen Sparjahr vertragsgemäß erbrachten Sparleistun-
gen eine verzinsliche S-Prämie gemäß nachstehender Prämienstaffel vergütet. 
 

Das Sparjahr beginnt am 20. Mai jeden Jahres. 
 

Laufzeit 
ab 

Prämie 
in % 

Laufzeit 
ab 

Prämie 
in % 

Laufzeit 
ab 

Prämie 
in % 

3 Jahre 3,000 4 Jahre 4,000 5 Jahre 6,000 

6 Jahre 8,000 7 Jahre 10,000 8 Jahre 15,000 

9 Jahre 20,000 10 Jahre 25,000 11 Jahre 30,000 
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12 Jahre 35,000 13 Jahre 40,000 14 Jahre 45,000 

15 Jahre 50,000                                    

 

[...]4. Kündigungsfrist und Ablauf der ZusatzvereinbarungÜber das Guthaben kann der Sparer nach Kündi-
gung und Ablauf der dreimonatigen Kündigungsfrist innerhalb eines Monats vorschußzinsfrei verfügen. Nach 
25 Jahren wird das Guthaben als Spareinlage mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten zu dem dann gel-
tenden Zinssatz weitergeführt. Das gleiche gilt bei Teilverfügungen vor Ablauf der Zusatzvereinbarung vom 
Zeitpunkt der Verfügung an." 
 

Unter Hinweis auf das Negativzinsumfeld kündigte die Beklagte mit Schreiben vom 24. Februar 2022 den 
Sparvertrag mit Wirkung zum 31. Mai 2022. 
 

Der Kläger hat begehrt festzustellen, dass der Sparvertrag über den 31. Mai 2022 hinaus bis längstens zum 
20. Mai 2026 fortbestehe, wenn er nicht vorher vom Kläger gekündigt werde. 
 

Das Amtsgericht hat der Klage stattgegeben. Die Berufung der Beklagten hatte keinen Erfolg. Mit der - vom 
Berufungsgericht zugelassenen - Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag weiter. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision hat Erfolg. Sie führt unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und Abänderung des amtsge-
richtlichen Urteils zur Abweisung der Klage. 
 

I. Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner unter anderem in WM 2024, 173 veröffentlichten Entschei-
dung im Wesentlichen ausgeführt: 
 

Im Anschluss an die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urteil vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 
222, 74) sei zunächst von einem konkludenten Kündigungsausschluss bis zum Erreichen der höchsten Prä-
mienstufe, d.h. hier bis zum Ablauf des 15. Sparjahres auszugehen. Darüber hinaus sei mit Blick auf die 
vertraglichen Regelungen das Kündigungsrecht der Beklagten bis zum Ablauf des 25. Sparjahres abbedungen 
worden, weil ein besonderer Sparanreiz im Sinne der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs jedenfalls 
auch für diesen Zeitraum gesetzt worden sei. Der vorliegende Fall weise die Besonderheit einer dynamischen 
Steigerung der Sparrate auf, wodurch ein besonderer Sparanreiz geschaffen worden sei, aufgrund dessen 
über das 15. Sparjahr als Jahr des Erreichens der höchsten Prämienstufe hinaus ein konkludent vereinbarter 
Kündigungsausschluss anzunehmen sei. In der Möglichkeit, durch die jährliche Erhöhung der Sparrate in Ver-
bindung mit der versprochenen Sparprämie langfristig ein höheres Vermögen als ohne Dynamisierung aufzu-
bauen, sei naturgemäß ein Anreiz zum weiteren Besparen des Vertrags zu sehen. 
 

Aus dem Vergleich der verschiedenen Vertragsgestaltungen, insbesondere einerseits mit einer gleichbleibend 
hohen Sparrate, andererseits mit einer dynamischen Steigerung einer anfangs niedrigeren Sparrate, ergebe 
sich in der vorliegenden Vertragskonstellation ein besonderer Sparanreiz. Die Beklagte führe selbst an, dass 
die Dynamisierung einem schnelleren Vermögensaufbau diene. Insoweit sei gerade bei der dynamisierten 
Sparrate davon auszugehen, dass ein besonderer Anreiz des Sparers bestehe, durch die kontinuierliche Er-
höhung der Sparrate über die gesamte Vertragslaufzeit hinweg seine anfänglich nur niedrigen Sparbeiträge 
auszugleichen und letztlich ein zumindest ähnliches Sparziel zu erreichen wie ein Sparer, der den Vertrag 
direkt mit gleichbleibend hohen Sparraten besparen könne. Insoweit liege dem Vertragsabschluss bei einem 
Sparer, der einen Vertrag mit dynamisierter Sparrate wähle, eine andere Erwartung hinsichtlich der Vertrags-
laufzeit zugrunde als bei einem Sparer mit gleichbleibenden Sparraten. Aus der Annahme eines besonderen 
Sparanreizes ergebe sich auch keine dauerhafte Unkündbarkeit des Vertrags. Mit Blick auf die vertragliche 
Angabe, dass der Vertrag "max. 25 Jahre" laufen solle, dürfte für die Vertragspartner bei Vertragsschluss klar 
gewesen sein, dass jedenfalls ein über das 25. Sparjahr hinausgehender Bestand des Vertrags nicht gesichert 
sei. 
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II. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung in einem entscheidenden Punkt nicht 
stand. Die Kündigung ist wirksam und die Klage damit unbegründet. 
 

1. In zeitlicher Hinsicht ist auf den im Mai 2001 abgeschlossenen Sparvertrag gemäß Art. 229 § 5 Satz 2 
EGBGB im Grundsatz das Bürgerliche Gesetzbuch in der am 1. Januar 2003 geltenden Fassung anzuwenden 
(vgl. Senatsurteil vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74 Rn. 22). 
 

2. Der Sparvertrag unterliegt dem Recht der unregelmäßigen Verwahrung und damit § 700 BGB. 
 

a) Die Abgrenzung zu einem Darlehensvertrag (§§ 488 ff. BGB) hat anhand des vertraglichen Pflichtenpro-
gramms zu erfolgen. Voraussetzung für einen unregelmäßigen Verwahrungsvertrag gemäß § 700 Abs. 1 Satz 
1 BGB ist, dass vertretbare Sachen in der Art hinterlegt werden, dass das Eigentum auf den Verwahrer über-
gehen und dieser verpflichtet sein soll, Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zurückzugewähren. Insoweit 
ist der unregelmäßige Verwahrungsvertrag im Grundsatz einseitig verpflichtend. Der Hinterleger geht keine 
Verpflichtung zur Hinterlegung ein; ihm kommt es in der Regel in erster Linie auf eine sichere Aufbewahrung 
der überlassenen Sache und daneben auf die jederzeitige Verfügbarkeit darüber an. Eine unregelmäßige 
Verwahrung scheidet daher aus, wenn der Sparer zur Erbringung der Spareinlage verpflichtet sein soll; denn 
die Verpflichtung, einen Geldbetrag in der vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen, ist gemäß § 488 Abs. 
1 Satz 1 BGB die vertragstypische Pflicht des Darlehensgebers bei einem Darlehensvertrag (Senatsurteile 
vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74 Rn. 26 mwN, vom 25. Juli 2023 - XI ZR 221/22, BGHZ 238, 
47 Rn. 24, vom 17. Oktober 2023 - XI ZR 72/22, WM 2023, 2137 Rn. 20, vom 14. November 2023 - XI ZR 
88/23, WM 2024, 69 Rn. 32 und vom 14. Mai 2024 - XI ZR 51/23, juris Rn. 19). 
 

b) Nach diesen Maßgaben ist der Sparvertrag als unregelmäßiger Verwahrungsvertrag zu qualifizieren, weil 
sich der Kläger gegenüber der Beklagten nicht zur Zahlung der monatlichen Sparbeiträge verpflichtet hat. 
 

Bei dem Vertragsformular handelt es sich um einen Vordruck der Beklagten und damit um Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen, die der Senat selbst auslegen kann (vgl. Senatsurteile vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, 
BGHZ 222, 74 Rn. 28 mwN und vom 25. Juli 2023 - XI ZR 221/22, BGHZ 238, 47 Rn. 26). Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen sind ausgehend von den Verständnismöglichkeiten eines rechtlich nicht gebildeten 
Durchschnittskunden so auszulegen, wie sie von verständigen und redlichen Vertragspartnern unter Abwä-
gung der Interessen der regelmäßig beteiligten Kreise verstanden werden (Senatsurteil vom 25. Juli 2023 aaO 
mwN). 
 

Wie der Senat bereits für vergleichbare Sparverträge entschieden hat, lässt sich dem Wortlaut des Vertrags-
formulars keine Pflicht zur Zahlung des monatlichen Sparbeitrags entnehmen. Die Formulierung "Der Sparer 
wird ab dem 30.4.2001 monatlich Sparbeiträge [...] einzahlen." enthält eine solche Verpflichtung nicht; eine 
solche wäre auch nicht interessengerecht (vgl. Senatsurteil vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74 
Rn. 29 f.). Außerdem waren für den Sparer auch Teilverfügungen über das Guthaben jederzeit zulässig. 
 

3. Der Beklagten stand nach Erreichen der höchsten Prämienstufe ein Recht zur ordentlichen Kündigung aus 
§ 700 Abs. 1 Satz 3, § 696 Satz 1 BGB zu (vgl. Senatsbeschluss vom 23. Januar 2024 - XI ZR 38/23, juris 
Rn. 3 mwN). Das Recht zur ordentlichen Kündigung aus § 700 Abs. 1 Satz 3, § 696 Satz 1 BGB war (lediglich) 
bis zum Erreichen der höchsten Prämienstufe ausgeschlossen, jedoch nicht darüber hinaus. 
 

a) Der Sparvertrag ist auf der Grundlage der vereinbarten Prämienstaffel und der weiteren vertraglichen Best-
immungen, die der Senat als Allgemeine Geschäftsbedingungen selbst auslegen kann, dahin zu verstehen, 
dass dem Sparer das Recht zukommt, einseitig zu bestimmen, ob er bis zum Erreichen der höchsten Prä-
mienstufe spart. Bis zu diesem Zeitpunkt ist für die Beklagte das ordentliche Kündigungsrecht nach § 700 Abs. 
1 Satz 3, § 696 Satz 1 BGB bzw. Nr. 26 Abs. 1 AGB-Sparkassen ausgeschlossen. 
 

Für Prämiensparverträge mit einer vertraglich vereinbarten Prämienstaffel bis zum 15. Sparjahr hat der Senat 
bereits entschieden, dass diesen ein konkludenter zeitlich befristeter Ausschluss des ordentlichen Kündi-
gungsrechts aus Nr. 26 Abs. 1 AGB-Sparkassen zu entnehmen ist (Senatsurteil vom 14. Mai 2019 - XI ZR 
345/18, BGHZ 222, 74 Rn. 38 ff.). Dies hat er mit dem besonderen Bonusanreiz begründet, den die beklagte 
Sparkasse mit der vereinbarten Prämienstaffel gesetzt hat. Die Sparkasse soll dem Sparer den Anspruch auf 
Gewährung der Sparprämien nicht jederzeit durch eine ordentliche Kündigung entziehen können (Senatsurteil 
aaO Rn. 39). Demgegenüber kann ein Sparer trotz der unbefristeten Laufzeit des Vertrags redlicherweise 
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nicht erwarten, dass ihm mit dem Abschluss des Sparvertrags eine zeitlich unbegrenzte Sparmöglichkeit er-
öffnet werden soll (Senatsurteil aaO Rn. 41 f.). Für das ordentliche Kündigungsrecht aus § 700 Abs. 1 Satz 3, 
§ 696 Satz 1 BGB gilt dies gleichermaßen. 
 

Diese Erwägungen treffen für die streitgegenständliche Prämienstaffel ebenfalls zu. Die auf die Jahresspar-
leistung von der Beklagten gewährte jährliche Prämie steigt nach dem dritten bis zum Ablauf des 15. Sparjah-
res fortlaufend bis auf 50% an. Den dadurch gesetzten besonderen Sparanreiz darf die Beklagte nicht enttäu-
schen, indem sie dem Kläger den Anspruch auf Gewährung der Sparprämien vor Erreichen der Höchststufe 
durch eine ordentliche Kündigung entzieht. 
 

b) Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts haben die Parteien dagegen einen über das Ende des 15. 
Sparjahres hinauswirkenden Ausschluss des Kündigungsrechts nicht vereinbart. 
 

Etwas anderes ergibt sich - was das Berufungsgericht noch zutreffend erkannt hat - zunächst nicht aus der 
Angabe "Dauer der Zusatzvereinbarung: max. 25 Jahre". Hiermit ist - was bereits aus dem Wortlaut folgt - 
keine Mindestvertragslaufzeit vereinbart worden (vgl. BGH, Verfügung vom 18. Januar 2022 - XI ZR 104/21, 
juris Rn. 3). Soweit in Nummer4 Satz2 und 3 der Zusatzvereinbarung Regelungen bei Ablauf der Zusatzver-
einbarung getroffen werden, betreffen diese nur die Rechtsfolgen im Fall einer Fortführung des Sparkontos 
über 25Jahre hinaus und im Fall von Teilverfügungen vor Ablauf der Zusatzvereinbarung. Sie enthalten da-
gegen keine Regelung zum ordentlichen Kündigungsrecht der Beklagten. 
 

Anders als das Berufungsgericht meint, begründet aber auch die Dynamisierung der Sparbeiträge keinen 
besonderen Sparanreiz, der es rechtfertigen könnte, von einem konkludenten Ausschluss des Kündigungs-
rechts bis zum Erreichen der Maximallaufzeit des Prämiensparvertrags von 25 Jahren auszugehen. Der mit 
der Prämienstaffel gesetzte besondere Sparanreiz endet mit dem Erreichen der höchsten Prämienstufe (vgl. 
Senatsurteile vom 14. Mai 2019 - XI ZR 345/18, BGHZ 222, 74 Rn. 39 und vom 17. Oktober 2023 - XI ZR 
72/22, WM 2023, 2137 Rn. 34) und wird nicht durch die Dynamisierung der Sparbeiträge verlängert (vgl. OLG 
Koblenz, WM 2024, 1421, 1423; Dahmen, GWR 2024, 80; Kalisz, WuB 2024, 77, 80). Die mit der fortlaufenden 
Erhöhung der Sparbeiträge einhergehende Steigerung der daran gekoppelten Prämienhöhe steht dem An-
stieg, der das Durchlaufen der Prämienstufen kennzeichnet, nicht gleich. Denn das Verhältnis der Prämien 
zur jeweiligen Jahressparleistung bleibt ab Erreichen der Höchststufe mit oder ohne Dynamisierung unverän-
dert. In beiden Fällen steigt die Sparprämie bis zum 15. Sparjahr prozentual an und bleibt danach prozentual 
gleich (vgl. BGH, Verfügung vom 18. Januar 2022 - XI ZR 104/21, juris Rn. 3 f.). 
 

4. Die Kündigung ist erst für die Zeit nach dem Ablauf des 15. Sparjahres und der Auslauffrist von drei Monaten 
erklärt worden. 
 

5. Die tatbestandliche Kündigungsvoraussetzung eines sachgerechten Grundes lag im Zeitpunkt der Kündi-
gungserklärung mit dem veränderten Zinsumfeld vor, das sich zwar nicht wegen des variablen Zinssatzes 
negativ auf das Vertragsverhältnis auswirkt, es aber der Beklagten erschwert, die Erträge zu erwirtschaften, 
die sie benötigt, um die jährlichen Prämienzahlungen aufzubringen (vgl. Senatsurteil vom 14. Mai 2019 - XI 
ZR 345/18, BGHZ 222, 74 Rn. 46). 
 

III. Das Berufungsurteil ist mithin auf die Revision aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO), weil es sich auch nicht aus 
anderen Gründen als richtig erweist (§ 561 ZPO). Da die Aufhebung des Urteils nur wegen einer Rechtsver-
letzung bei Anwendung des Gesetzes auf das festgestellte Sachverhältnis erfolgt und keine weiteren Fest-
stellungen erforderlich sind, sondern die Sache nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts 
zur Endentscheidung reif ist, hat der Senat eine ersetzende Sachentscheidung getroffen (§ 563 Abs. 3 ZPO). 
Dies führt zur Abänderung des amtsgerichtlichen Urteils und zur Abweisung der Klage. 
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BGH XI. Senat    17.12.2024     XI ZR 89/21 

 

Gesetzlichkeitsfiktion: Mit Darlehensvertrag verbundener Vertrag  
 

Leitsatz  
 

Für den Erhalt der Gesetzlichkeitsfiktion des Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB genügt eine den verbundenen 
Vertrag gegenüber anderen Verträgen abgrenzende Individualisierung, die durch die Benennung des Vertragsge-
genstands genauso erfolgen kann wie durch die Verwendung einer Bezeichnung, die dem verbundenen Vertrag 
im Text des Darlehensvertrags zugeordnet ist. 
 

Sachverhalt 
 

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit des Widerrufs der auf Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags 
gerichteten Willenserklärung des Klägers. 
 

Der Kläger erwarb im Mai 2017 einen PKW Audi Q5 zu einem Kaufpreis von 60.409,99 €. Zur Finanzierung des 
Kaufpreises und einer Restschuldversicherung, für die ein "Beitrag zum KSB Plus für AU, Tod und ALV" in Höhe 
von 3.106,45 € gesondert ausgewiesen war, schlossen die Parteien mit Datum vom 2. Mai 2017 einen Darlehens-
vertrag über 63.516,44 €. Das mit einem Sollzinssatz von 2,86% p.a. verzinsliche Darlehen sollte in 36 Monatsraten 
zu je 933,36 € und einer Schlussrate von 34.161,86 € zurückgezahlt werden. Zur Fälligkeit der Raten enthielt Seite 
1 des Darlehensvertrags folgende Regelung: 
 

Bestandteil des durchgehend paginierten Darlehensvertrags waren die auf den Seiten 2 und 3 abgedruckten Dar-
lehensbedingungen der Beklagten, die unter anderem folgende Klausel enthielten: 
 

"2. Vorzeitige Rückzahlung und Vorfälligkeitsentschädigung: 
 

a) Der Darlehensnehmer kann seine Verbindlichkeiten aus diesem Vertrag jederzeit ganz oder teilweise vorzeitig 
erfüllen. [...] 
 

c) Für den unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung zusammenhängenden Schaden kann die Bank eine ange-
messene Vorfälligkeitsentschädigung verlangen. 
 

Den Schaden wird die Bank nach den vom Bundesgerichtshof vorgeschriebenen finanzmathematischen Rahmen-
bedingungen (Aktiv-Passiv-Methode) berechnen, die insbesondere: 
 

- ein zwischenzeitlich verändertes Zinsniveau, 

- die für das Darlehen ursprünglich vereinbarten Zahlungsströme, 

- den der Bank entgangenen Gewinn, 

- den mit der vorzeitigen Rückzahlung verbundenen Verwaltungsaufwand (Bearbeitungsentgelt) sowie 

- die infolge der vorzeitigen Rückzahlung ersparten Risiko- und Verwaltungskosten berücksichtigen. 
 

Die so errechnete Vorfälligkeitsentschädigung wird, wenn sie höher ist, auf den niedrigeren der beiden folgenden 
Beträge reduziert: 
 

- 1 Prozent beziehungsweise, wenn der Zeitraum zwischen der vorzeitigen und der vereinbarten Rückzahlung 
weniger als ein Jahr beträgt, 0,5 Prozent des vorzeitig zurückgezahlten Betrages, 

- den Betrag der Sollzinsen, den der Darlehensnehmer in dem Zeitraum zwischen der vorzeitigen und der verein-
barten Rückzahlung entrichtet hätte." 
 

Auf Seite 5 enthielt der Darlehensvertrag folgende Widerrufsinformation: 
 

Der Kläger widerrief mit Schreiben vom 22. Oktober 2018 seine auf Abschluss des Darlehensvertrags gerichtete 
Willenserklärung. 
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Mit seiner Klage hat der Kläger die Feststellung, dass seine primäre Leistungspflicht aus dem Darlehensvertrag 
vom 2. Mai 2017 zur Zahlung von Zinsen und zur Erbringung von Tilgungsleistungen aufgrund des Widerrufs vom 
22. Oktober 2018 erloschen ist, begehrt. 
 

In den Vorinstanzen ist die Klage ohne Erfolg geblieben. Mit der - von dem Senat zugelassenen - Revision verfolgt 
der Kläger sein Begehren weiter. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision ist unbegründet. 
 

I. Das Berufungsgericht hat seine in BeckRS 2021, 31940 veröffentlichte Entscheidung, soweit für das Revisions-
verfahren noch von Bedeutung, im Wesentlichen wie folgt begründet: 
 

Der Kläger habe seine auf den Abschluss des Darlehensvertrags gerichtete Willenserklärung nicht wirksam wider-
rufen. Die vierzehntägige Widerrufsfrist sei zum Zeitpunkt der Widerrufserklärung bereits abgelaufen gewesen. Die 
Widerrufsfrist habe gemäß § 355 Abs. 2 Satz 2, § 356b Abs. 1, 2 BGB mit dem Vertragsschluss zu laufen begonnen, 
weil die dem Kläger bei Vertragsschluss zur Verfügung gestellte, für ihn bestimmte Vertragsurkunde alle für die 
Ingangsetzung der Widerrufsfrist erforderlichen Pflichtangaben nach § 492 Abs. 2 BGB, auch eine ordnungsge-
mäße Widerrufsinformation, enthalten habe. 
 

Im Hinblick auf die Widerrufsinformation könne sich die Beklagte auf die Gesetzlichkeitsfiktion gemäß Art. 247 § 6 
Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 1 Satz 3 EGBGB berufen. Dem stehe nicht entgegen, dass die Beklagte hinsichtlich 
des tatsächlich erfolgten Beitritts des Klägers zu dem Restschuldversicherungsvertrag Kreditschutzbrief in der Va-
riante "KSB Plus" die Gestaltungshinweise für verbundene Verträge umgesetzt und diesen Vertrag in dem Text der 
Widerrufsinformation als "Anmeldung zum KSB/KSB Plus" bezeichnet habe. Diese Bezeichnung sei weder unrich-
tig noch unklar. Ein verständiger Verbraucher erkenne bereits anhand der Erläuterungen auf der ersten Seite des 
Darlehensvertrags, dass es sich bei dem "KSB" und dem "KSB Plus" nicht um unterschiedliche Verträge handele, 
sondern um einen einheitlichen Vertrag zur Versicherung der Restschuld, bei dem der Zusatz "Plus" lediglich die 
optionale Erweiterung der versicherten Risiken, namentlich die zusätzliche Versicherung gegen das Risiko der 
Arbeitslosigkeit, kennzeichne. Dass es sich bei dem "KSB" und dem "KSB Plus" nicht um unterschiedliche Verträge, 
sondern um Varianten des Beitritts zu dem Restschuld-Gruppenversicherungsvertrag handele, die sich lediglich 
hinsichtlich des Umfangs der versicherten Risiken unterschieden, werde durch den Inhalt der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen nicht in Frage gestellt. 
 

Der Darlehensvertrag enthalte die gemäß § 492 Abs. 2 BGB in Verbindung mit Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 4 EGBGB 
erforderliche Pflichtangabe zur Berechnungsmethode des Anspruchs auf Vorfälligkeitsentschädigung und die ge-
mäß Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Nr. 7 EGBGB erforderlichen Pflichtangaben zu Betrag, Zahl und 
Fälligkeit der einzelnen Teilzahlungen. 
 

II. Die Ausführungen des Berufungsgerichts halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung stand, so dass die Re-
vision des Klägers zurückzuweisen ist. 
 

Der Kläger hat den streitgegenständlichen Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag nicht wirksam widerrufen. Das 
Berufungsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass dem Kläger zwar bei Abschluss des Darlehensvertrags 
gemäß § 495 Abs. 1 i.V.m. § 355 BGB ein Widerrufsrecht zustand und die Widerrufsfrist nicht zu laufen begann, 
bevor der Kläger die Pflichtangaben nach § 492 Abs. 2 BGB erhalten hatte. Dies war aber vorliegend bei Abschluss 
des Darlehensvertrags im Mai 2017 der Fall, so dass der Widerruf vom 22. Oktober 2018 verspätet war. 
 

1. Zu den Pflichtangaben gehört nach § 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 6 Abs. 2 EGBGB die Erteilung einer 
ordnungsgemäßen Widerrufsinformation. Dem ist die Beklagte nachgekommen. Anders als die Revision meint, hat 
die Beklagte ihre aus § 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 EGBGB resultierende Verpflichtung, 
über das nach § 495 Abs. 1 BGB bestehende Widerrufsrecht zu informieren, erfüllt. 
 

a) Insoweit kann sich die Beklagte auf die Gesetzlichkeitsfiktion des Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB berufen. 
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aa) Die in dem Darlehensvertrag in hervorgehobener und deutlich gestalteter Form enthaltene Widerrufsinformation 
entspricht dem Muster in Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 EGBGB in der vom 21. März 2016 bis 
zum 14. Juni 2021 geltenden Fassung (im Folgenden: aF). In dem fortlaufend paginierten und dem Kläger zur 
Verfügung gestellten Vertragsformular wird er auf Seite 5 deutlich auf das ihm nach § 495 Abs. 1 BGB zustehende 
Widerrufsrecht hingewiesen. Die Widerrufsinformation ist durch die Einrahmung, die Überschrift "Widerrufsinfor-
mation" und weitere in Fettdruck gehaltene Zwischenüberschriften hervorgehoben und deutlich gestaltet. Sie ent-
spricht, was der Senat durch einen Vergleich selbst feststellen kann (st. Rspr., vgl. nur Senatsurteile vom 11. Ok-
tober 2016 - XI ZR 482/15, BGHZ 212, 207 Rn. 26 und vom 27. Februar 2024 - XI ZR 258/22, BGHZ 239, 337 Rn. 
18), dem Muster in Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 EGBGB aF. Die vorgenommenen Abweichungen 
hinsichtlich Format und Schriftgröße sind zulässig (Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 5 EGBGB). Dies gilt auch für die 
Anwendung der Gestaltungshinweise 2, 2a, 5, 5a, 5b, 5c, 5f und 5g. Dass es sich bei dem Kaufvertrag und der 
Anmeldung zu der Restschuldversicherung um mit dem Darlehensvertrag verbundene Verträge nach § 358 BGB 
gehandelt hat, hat die Beklagte in der Widerrufsinformation - soweit im Muster vorgesehen - durchgängig genau 
bezeichnet, so dass der Klammerzusatz in Gestaltungshinweis 2a laut dem zweiten Sternchenhinweis in dem Mus-
ter in Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 EGBGB aF entbehrlich war. 
 

bb) Der Anwendung der Gesetzlichkeitsfiktion steht nicht entgegen, dass die Anmeldung des Klägers zu einer 
Restschuldversicherung in der Variante KSB Plus in der ihm erteilten Widerrufsinformation als "die Anmeldung zum 
KSB/KSB Plus" bezeichnet wird. 
 

(1) Das Berufungsgericht ist rechtsfehlerfrei und von der Revision unangegriffen davon ausgegangen, dass es sich 
bei der Anmeldung des Klägers zu der Restschuldversicherung um einen mit dem Darlehensvertrag verbundenen 
Vertrag i.S.v. § 358 Abs. 3 BGB handelt. Dass aufgrund der Gestaltung der Restschuldversicherung als Gruppen-
versicherung insoweit Darlehensgeber und Unternehmer identisch sind, hindert - in dem hier maßgeblichen Zeit-
raum und der vorliegenden Fallkonstellation - die Anwendbarkeit des § 358 BGB nicht (vgl. Senatsbeschluss vom 
23. Juni 2020 - XI ZR 491/19, BKR 2021, 164 Rn. 11 mwN). 
 

(2) Entgegen der Auffassung der Revision war die Beklagte nicht gehalten, in der Widerrufsinformation nach den 
Versicherungsvarianten KSB und KSB Plus zu differenzieren, um die Gesetzlichkeitsfiktion in Anspruch nehmen 
zu können. 
 

(a) Der Senat hat zwar entschieden und eingehend begründet, dass sich der Darlehensgeber nicht auf die Gesetz-
lichkeitsfiktion nach Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB berufen kann, wenn in der Widerrufsinformation unter der 
Zwischenüberschrift "Besonderheiten bei weiteren Verträgen" als mit dem Darlehensvertrag verbundener Vertrag 
nicht nur der Fahrzeugkaufvertrag, sondern - zu Unrecht - auch ein Vertrag über eine Restschuldversicherung 
angegeben ist, den der Darlehensnehmer tatsächlich nicht abgeschlossen hat. Denn nach dem Wortlaut des Ge-
staltungshinweises 2a zu dem Muster in Anlage 7 zu Art. 247 § 6 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 EGBGB aF hat der 
Darlehensgeber nur den von dem Darlehensnehmer konkret abgeschlossenen, mit dem Darlehensvertrag verbun-
denen weiteren Vertrag anzugeben (vgl. Senatsurteile vom 27. Oktober 2020 - XI ZR 498/19, BGHZ 227, 253 Rn. 
17 ff. und vom 14. Juni 2022 - XI ZR 552/20, WM 2022, 1371 Rn. 14). 
 

(b) Um einen solchen Fall handelt es sich hier jedoch nicht. Der Kläger hat mit der Beklagten (nur) eine Vereinba-
rung über seine Anmeldung zu einer Restschuldversicherung geschlossen, in der die Varianten Kreditschutzbrief 
(KSB) mit einer Absicherung gegen Tod und Arbeitsunfähigkeit sowie Kreditschutzbrief Plus (KSB Plus) mit einer 
Absicherung gegen Tod, Arbeitsunfähigkeit und Arbeitslosigkeit lediglich den Umfang der Verpflichtung der Be-
klagten, dem Kläger Versicherungsschutz zu verschaffen, beschreiben. Denn nach den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen des KSB/KSB Plus - die der Senat selbst auslegen kann (vgl. Senatsurteil vom 9. Mai 2023 - XI 
ZR 544/21, BGHZ 237, 71 Rn. 16 mwN) - bestehen die Gruppenversicherungsverträge zwischen der Beklagten als 
Versicherungsnehmerin und dem jeweiligen Versicherer. Der Darlehensnehmer erwirbt einen Anspruch gegen die 
Beklagte, von dieser als versicherte Person entweder nur zu dem Gruppenversicherungsvertrag mit dem Versiche-
rungsumfang KSB oder in der Variante KSB Plus zusätzlich auch zu dem Gruppenversicherungsvertrag zur Absi-
cherung des Risikos Arbeitslosigkeit angemeldet zu werden. Er wird nicht selbst Versicherungsnehmer; seine Bei-
tragspflicht besteht nur gegenüber der Beklagten. 
 

(c) Die Bezeichnung der Vereinbarung mit der Beklagten über den Beitritt zu der Restschuldversicherung als "die 
Anmeldung zum KSB/KSB Plus" in der Widerrufsinformation schließt die Anwendung der Gesetzlichkeitsfiktion 
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unabhängig davon, ob der Darlehensnehmer im konkreten Fall die Variante KSB oder KSB Plus ausgewählt hat, 
nicht aus. 
 

Nach dem sich aus den Gesetzesmaterialien ergebenden Willen des Gesetzgebers ist es für die Geltung der Ge-
setzlichkeitsfiktion erforderlich, aber auch ausreichend, den abgeschlossenen verbundenen Vertrag "hinreichend 
konkret" anzugeben. Hierfür kann auf die Bezeichnung des Vertragsgegenstandes des verbundenen Vertrags im 
Vertragstext Bezug genommen werden, soweit sich dies grammatikalisch in den Mustertext einfügt (BT-Drucks. 
17/1394, S. 27 linke Spalte). Eine hinreichende Konkretisierung des verbundenen Vertrags in diesem Sinne erfor-
dert keine Differenzierung nach Einzelheiten des Vertragsinhalts. Es genügt eine den verbundenen Vertrag gegen-
über anderen Verträgen abgrenzende Individualisierung, die durch die Benennung des Vertragsgegenstands (z.B. 
"Restschuldversicherung", vgl. Senatsbeschluss vom 23. Juni 2020 - XI ZR 491/19, BKR 2021, 164 Rn. 2, 9) ge-
nauso erfolgen kann wie durch die Verwendung einer Bezeichnung, die dem verbundenen Vertrag im Text des 
Darlehensvertrags zugeordnet ist. 
 

Danach handelt es sich bei dem Terminus "die Anmeldung zum KSB/KSB Plus" um eine hinreichend konkrete 
Bezeichnung des verbundenen Vertrags. Die Erläuterungen zu der dem Kläger angetragenen Restschuldversiche-
rung auf Seite 1 des Darlehensvertrags, denen über eine Verweisung auf den unmittelbar darüber abgedruckten 
Finanzierungsplan der vom Kläger vorliegend nachgefragte Versicherungsumfang KSB Plus zu entnehmen ist, 
sind gesondert umrahmt. Dieser Rahmen ist mit der seitlich angebrachten, fettgedruckten Überschrift "KSB/KSB 
Plus" gekennzeichnet, die hierdurch die Bezeichnung der Restschuldversicherung als "KSB/KSB Plus" für den 
Vertragstext definiert. Dementsprechend wird die Restschuldversicherung an anderen Stellen im Darlehensvertrag, 
so etwa in der Auflistung der Sicherheiten und in dem Hinweis auf die Versicherungsbedingungen, ebenfalls 
"KSB/KSB Plus" genannt. Für einen normal informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen Verbrau-
cher, der weiß, in welchem Umfang er Versicherungsschutz nachgefragt hat, und der den Inhalt von Seite 1 des 
Darlehensvertrags zur Kenntnis nimmt, besteht deshalb kein Zweifel, dass mit der Bezeichnung "die Anmeldung 
zum KSB/KSB Plus" seine Vereinbarung mit der Beklagten über die Anmeldung zur Restschuldversicherung in 
dem von ihm beauftragten, auf Seite 1 des Darlehensvertrags ausgewiesenen Umfang gemeint ist. 
 

b) Der Anwendung der Gesetzlichkeitsfiktion des Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB steht - was der Senat mit Urteil 
vom 27. Februar 2024 (XI ZR 258/22, BGHZ 239, 337 Rn. 19 ff.) entschieden und im Einzelnen begründet hat - 
das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union (im Folgenden: EuGH) vom 21. Dezember 2023 (C-38/21, C-
47/21 und C-232/21, juris - BMW Bank u.a.) nicht entgegen. Die von der Revision befürwortete richtlinienkonforme 
Auslegung des Art. 247 § 6 Abs. 2 Satz 3 EGBGB in Form einer teleologischen Reduktion überschritte im Hinblick 
auf den eindeutigen Wortlaut der Vorschrift, ihren Sinn und Zweck sowie die Gesetzgebungsgeschichte die Befug-
nis der Gerichte (Senatsurteil aaO Rn. 24). 
 

2. Ohne Erfolg wendet sich die Revision gegen die Ordnungsgemäßheit der Angaben der Beklagten zur Berech-
nungsmethode des Anspruchs auf Vorfälligkeitsentschädigung (§ 492 Abs. 2 BGB i.V.m. Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 3 
EGBGB). 
 

a) Nach der Rechtsprechung des Senats ist die nach Art. 247 § 7 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB erforderliche Information 
über die Berechnungsmethode des Anspruchs auf Vorfälligkeitsentschädigung klar und verständlich, wenn der 
Darlehensgeber die für die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung wesentlichen Parameter in groben Zügen 
benennt (Senatsurteil vom 5. November 2019 - XI ZR 650/18, BGHZ 224, 1 Rn. 40 ff. mwN). Bei einem Allgemein-
Verbraucherdarlehensvertrag sollen die Angaben dem Darlehensnehmer die zuverlässige Abschätzung seiner fi-
nanziellen Belastung im Falle einer vorzeitigen Rückzahlung ermöglichen, wobei dies durch eine im Wesentlichen 
wortgleiche Übernahme der Kappungsgrenzen des § 502 Abs. 3 BGB erfolgen und gegebenenfalls durch Angabe 
einer Pauschale als Obergrenze ergänzt werden kann (vgl. Senatsurteil aaO Rn. 48 ff. mwN). 
 

b) Daran ist auch auf der Grundlage des Urteils des EuGH vom 21. Dezember 2023 (C-38/21, C-47/21 und C-
232/21, juris Rn. 247 ff. - BMW Bank u.a.) festzuhalten. Danach ist Art. 10 Abs. 2 Buchst. r der Richtlinie 
2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und 
zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWGdes Rates (ABl. 2008, L 133, S. 66, berichtigt in ABl. 2009, L 207, S. 14, 
ABl. 2010, L 199, S. 40 und ABl. 2011, L 234, S. 46; im Folgenden: Verbraucherkreditrichtlinie) dahin auszulegen, 
dass in einem Kreditvertrag grundsätzlich für die Berechnung der bei vorzeitiger Rückzahlung des Kredits anfal-
lenden Vorfälligkeitsentschädigung die Berechnungsweise dieser Entschädigung in konkreter und für einen normal 
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informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen Verbraucher leicht verständlicher Weise angegeben 
werden muss, damit er den Betrag der bei vorzeitiger Rückzahlung anfallenden Entschädigung auf der Grundlage 
der in diesem Vertrag enthaltenen Angaben ermitteln kann. Auch wenn konkrete und leicht verständliche Angaben 
zur Berechnungsweise fehlen, kann ein solcher Vertrag aber der in dieser Bestimmung aufgestellten Verpflichtung 
genügen, sofern er andere Elemente enthält, die es dem Verbraucher ermöglichen, die Höhe der betreffenden 
Entschädigung und insbesondere den Betrag, den er im Fall der vorzeitigen Rückzahlung des Kredits höchstens 
zu zahlen haben wird, leicht zu ermitteln (Senatsurteil vom 27. Februar 2024 - XI ZR 258/22, BGHZ 239, 337 Rn. 
38). 
 

c) Nach diesen Maßgaben erfüllen die von der Beklagten erteilten Angaben zur Berechnungsmethode des An-
spruchs auf Vorfälligkeitsentschädigung die Anforderungen des Art. 10 Abs. 2 Buchst. r der Verbraucherkreditricht-
linie, weil die Regelung in Ziffer 2.c der Vertragsbedingungen für einen normal informierten, angemessen aufmerk-
samen und verständigen Verbraucher leicht zu berechnende Höchstbeträge ausweist. 
 

3. Schließlich macht der Kläger ohne Erfolg geltend, dass die Angaben der Beklagten zur Fälligkeit der einzelnen 
Teilzahlungen gemäß Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Nr. 7 EGBGB unzureichend seien. 
 

a) Mit der Pflichtangabe zur Fälligkeit der Raten nach Art. 247 § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Nr. 7 EGBGB 
wird Art. 10 Abs. 2 Buchst. h der Verbraucherkreditrichtlinie umgesetzt (vgl. BT-Drucks. 16/11643, S. 127), der - 
ebenso wie Art. 5 Abs. 1 Satz 4 Buchst. h, Art. 6 Abs. 3 Buchst. a der Verbraucherkreditrichtlinie - von "Periodizität" 
spricht. Für die Erfüllung dieser Pflichtangabe ist nicht notwendig, dass im Kreditvertrag jeder Fälligkeitstag der 
vom Verbraucher zu leistenden Zahlungen durch Bezugnahme auf ein genaues Datum angegeben wird, sofern die 
Vertragsbedingungen es dem Verbraucher ermöglichen, ohne Schwierigkeiten und mit Sicherheit die Daten dieser 
Zahlungen zu erkennen (Senatsurteil vom 10. Dezember 2024 - XI ZR 85/22, n.n.v. Rn. 31 mwN). 
 

b) Diesen Anforderungen ist vorliegend genügt. Mit der Auszahlung des Darlehens knüpft der Darlehensvertrag an 
einen objektiv feststellbaren Zeitpunkt an, von dem ausgehend die Fälligkeit sämtlicher Raten einfach kalendarisch 
bestimmt werden kann. Anders als die Revision meint, steht der Erfüllung der Pflichtangabe nicht entgegen, dass 
bei Vertragsschluss der Auszahlungszeitpunkt - da von der Erfüllung der Auszahlungsbedingungen durch den Klä-
ger abhängig - noch nicht feststand und der Darlehensbetrag entsprechend der getroffenen Zweckbestimmung 
nicht an den Kläger auszuzahlen war. Denn die Beklagte hat sich im Darlehensvertrag ausdrücklich verpflichtet, 
den Kläger unmittelbar nach erfolgter Auszahlung mit gesondertem Schreiben über den Auszahlungszeitpunkt zu 
informieren und ist dem unstreitig nachgekommen. Damit haben die Bedingungen des Darlehensvertrags - zu de-
nen diese Verpflichtung der Beklagten zählt - dem Kläger ermöglicht, ohne Schwierigkeiten und mit Sicherheit die 
Daten der Fälligkeit der einzelnen Raten zu erkennen.
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BGH II. Senat    22.01.2025     II ZB 18/23 

 

Auskunftsersuchen des Gesellschafters zu personenbezogenen Daten 
  

Leitsatz 
 

Ein Auskunftsersuchen des Gesellschafters, das auch dem Ziel dient, die Namen, Anschriften und Beteiligungshö-
hen der Mitgesellschafter dazu zu verwenden, diesen Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten, stellt keine 
unzulässige Rechtsausübung und keinen Missbrauch des Auskunftsrechts dar. Einem solchen Auskunftsbegehren 
stehen auch nicht die Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung entgegen (Festhaltung BGH, Beschluss vom 
24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 11 f.). 
 

Sachverhalt 
 

I. Der Kläger ist jeweils über einen Treuhand- und Servicevertrag mit der Beklagten, der Treuhandkommanditistin 
der           S.        GmbH & Co. KG und der         D.              GmbH & Co. KG (nachfolgend Fondsgesellschaften), 
mit einem Anteil von nominal 15.000 € bzw. 30.000 € mittelbar an den Fondsgesellschaften beteiligt. Die Bestim-
mungen der Gesellschaftsverträge gelten nach § 6 Nr. 4 Satz 2 des Gesellschaftsvertrags (GV) entsprechend für 
die Treugeber. Gemäß § 6 Nr. 2 GV werden die Treugeber von der Treuhandkommanditistin bevollmächtigt, deren 
Mitgliedschaftsrechte im Umfang ihrer Treuhandeinlage selbst auszuüben. Dies schließt ausdrücklich die Befugnis 
ein, an Gesellschafterversammlungen der Gesellschaft direkt teilzunehmen. 
 

Mit anwaltlichem Schreiben vom 4. Januar 2022 begehrte der Kläger von der Beklagten vergeblich Auskunft über 
persönliche Daten sowie die Beteiligungshöhen der an den beiden Fondsgesellschaften beteiligten Gesellschafter 
(Treugeberkommanditisten und unmittelbar beigetretene Kommanditisten). 
 

Das Landgericht hat die Beklagte antragsgemäß verurteilt. Die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten hat das 
Berufungsgericht nicht zugelassen und als unzulässig verworfen. Hiergegen richtet sich die Rechtsbeschwerde der 
Beklagten. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II Die Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg. 
 

1. Das Berufungsgericht (Hanseatisches Oberlandesgericht, Beschluss vom 31. August 2023 - 3 U 4/23, BeckRS 
2023, 53262 und Beschluss vom8. November 2023 - 3 U 4/23, BeckRS 2023, 53261) hat seine Entscheidung im 
Wesentlichen wie folgt begründet: Die Berufung sei als unzulässig zu verwerfen, da sie nicht zugelassen sei und 
der Wert des Beschwerdegegenstands nach den eigenen Ausführungen der Beklagten 500 € nicht übersteige. Für 
die Bemessung der Beschwer sei auf das Abwehrinteresse der beklagten Partei abzustellen, welches sich grund-
sätzlich aus ihrem voraussichtlichen Zeit- und Kostenaufwand ergebe, der mit der Auskunftserteilung verbunden 
sei. Dieser sei auf maximal 500 € zu schätzen, da die Daten der Gesellschafter der Beklagten vorlägen, die zuvor 
alle Gesellschafter angeschrieben habe, und unproblematisch ohne größeren Aufwand an den Kläger herausge-
geben werden könnten. 
 

Etwas anderes ergebe sich auch nicht aus dem behaupteten hohen Zeit- und Kostenaufwand, der mit der Anleger-
befragung zur Weitergabe ihrer persönlichen Daten verbunden gewesen sei. Die Befragung der Anleger betreffe 
die streitgegenständliche Auskunftsverpflichtung nicht. Die Beklagte sei nicht zur postalischen Abfrage aller Anle-
ger verpflichtet, sondern nur zur Auskunft über die Daten der Anleger. Der Anspruch des Klägers auf Auskunft 
könne auch nicht aufgrund datenschutzrechtlicher Vorschriften, namentlich der Datenschutz-Grundverordnung ver-
weigert werden. Die Datenübermittlung sei gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b Datenschutz-Grundverord-
nung (DS-GVO) zulässig. 
 

2. Die statthafte (§ 574 Abs. 1 Nr. 1, § 522 Abs. 1 Satz 4 ZPO), form- und fristgerecht eingelegte und begründete 
(§ 575 ZPO) und wegen grundsätzlicher Bedeutung auch im Übrigen zulässige Rechtsbeschwerde (§ 574 Abs.  2 
Nr.  1 ZPO, vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340) ist unbegründet. 
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Das Berufungsgericht hat die Berufung der Beklagten mit rechtsfehlerfreien Erwägungen als unzulässig verworfen, 
weil der Wert des Beschwerdegegenstands 500 € nicht übersteigt (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), und ihr den Zugang 
zur Rechtsmittelinstanz mithin nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise erschwert. 
Die von der Beklagten angeführten Kosten der Anlegerbefragung erhöhen den Wert des Beschwerdegegenstands 
nicht, da die Befragung weder aus gesellschaftsrechtlichen noch aus datenschutzrechtlichen Gründen erforderlich 
war. Ein den Beschwerdewert steigerndes Geheimhaltungs- und Datenschutzinteresse der Beklagten lag ebenfalls 
nicht vor (vgl. BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 21, 27). 
 

a) Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist bei einem Gesellschaftsvertrag einer Personen- bzw. 
Personenhandelsgesellschaft das Recht, seinen Vertragspartner zu kennen, selbstverständlich. Es folgt als unent-
ziehbares mitgliedschaftliches Recht aus dem durch den Gesellschaftsvertrag begründeten Vertragsverhältnis als 
solchem. Das auf Kenntnis seiner Mitgesellschafter gerichtete Auskunftsbegehren des Gesellschafters ist lediglich 
durch das Verbot der unzulässigen Rechtsausübung (§ 242 BGB) und das Schikaneverbot gemäß § 226 BGB 
begrenzt. Dieses Auskunftsrecht steht auch einem Treugeber zu, der - wie hier - im Innenverhältnis der Gesell-
schafter untereinander und der Gesellschafter zu den Treugebern einem unmittelbar beteiligten Gesellschafter 
gleichgestellt ist (BGH, Urteil vom 5. Februar 2013 - II ZR 134/11, BGHZ 196, 131 Rn. 11; Urteil vom 16. Dezember 
2014 - II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 11; Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 23). 
Das Auskunftsrecht kann weder durch eine Regelung im Gesellschaftsvertrag noch durch eine Regelung im Treu-
handvertrag ausgeschlossen werden (BGH, Urteil vom 5. Februar 2013 - II ZR 134/11, BGHZ 196, 131 Rn. 24; 
Urteil vom 16. Dezember 2014 - II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 23 mwN). Es richtet sich gegen jeden Mitgesell-
schafter, soweit dafür im Einzelfall sachlich berechtigte Gründe sprechen (vgl. BGH, Urteil vom 16. Dezember 2014 
- II ZR 277/13, ZIP 2015, 319 Rn. 29 mwN). 
 

aa) Danach muss, wer sich an einer Personen- bzw. Personenhandelsgesellschaft, insbesondere in Form einer 
Publikumsgesellschaft beteiligt, damit rechnen, dass neben seinen Daten auch seine Beteiligungshöhe an seine 
Mitgesellschafter bzw. diesen gleichgestellten Mittreugebern mitgeteilt wird. Aufgrund des durch den Gesellschafts-
vertrag begründeten Vertragsverhältnisses ist es ein unentziehbares mitgliedschaftliches Recht des Gesellschaf-
ters, die Beteiligungshöhe seiner Mitgesellschafter zu erfahren. In jeder Gesellschaft ist das Zusammenwirken der 
Gesellschafter ein elementarer Bestandteil der Willensbildung, weshalb es in Personengesellschaften, und auch in 
einer Publikumspersonengesellschaft, kein Recht gibt, anonym zu bleiben. Deshalb muss insbesondere der Anle-
ger einer Publikumsgesellschaft, wenn seine Stimmkraft von der Höhe der gezeichneten Kapitaleinlage abhängig 
ist, wie hier nach jeweils § 16 Nr. 2 GV der Fondsgesellschaften, wissen, wie die Stimmen und damit die Macht-
verhältnisse in der Gesellschaft verteilt sind, um seine Mitgliedschaftsrechte informiert ausüben zu können. Es 
macht für die Stellung des die Auskunft begehrenden Gesellschafters gerade einen entscheidenden Unterschied, 
ob neben ihm nur Kleinanleger oder auch ein oder mehrere Großanleger beteiligt sind. Infolgedessen ist auch die 
Kenntnis vom Umfang der Beteiligungen der Mitgesellschafter für die informierte Ausübung der Mitgliedschafts-
rechte erforderlich i.S.d. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO. Verlangt ein Gesellschafter Auskunft auch 
zu dem Zweck, die Namen, Anschriften und Beteiligungshöhe der Mitgesellschafter dazu zu verwenden, diesen 
Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten, stellt dies keine unzulässige Rechtsausübung und keinen Miss-
brauch des Auskunftsrechts dar (BGH, Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 11 f., 16 
mwN). 
 

In diesen Fällen muss sich der die Auskunft begehrende Gesellschafter nicht in Anlehnung an § 127a AktG auf ein 
Internetforum oder auf die Einrichtung eines Datentreuhänders als milderes Mittel verweisen lassen. Es muss viel-
mehr dem Gesellschafter überlassen bleiben, auf welchem Weg und in welcher Weise er sich an seine Mitgesell-
schafter wenden will. Die mittelbare Erfüllung der Auskunfts- bzw. Einsichtnahmeansprüche eines Gesellschafters 
über einen Informationstreuhänder ist nicht hinreichend, da auf diesem Weg die mitgliedschaftlichen Rechte des 
die Auskunft begehrenden Gesellschafters nicht ausreichend gewahrt werden. Es besteht ein berechtigtes Inte-
resse des Gesellschafters bzw. des im Innenverhältnis gleichgestellten Treugebers daran, sein unentziehbares 
Recht auf Auskunft wahrnehmen zu können, ohne auf die Treuhänderin als Mittlerin angewiesen zu sein oder von 
ihr oder den Fondsgesellschaften bereitgestellte und kontrollierte Medien nutzen zu müssen. Auch die Belästigung 
der anderen Gesellschafter durch die Übermittlung unerwünschter Kaufangebote ist grundsätzlich nicht erhebli-
cher, sondern vielmehr lediglich geringfügiger Art. Es steht ihnen frei, etwaige Kaufangebote des die Auskunft 
begehrenden Mitgesellschafters anzunehmen oder abzulehnen (vgl. BGH, Urteil vom 11. Januar 2011 - II ZR 
187/09, ZIP 2011, 322 Rn. 17; Beschluss vom 24. Oktober 2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 14 f.; jeweils mwN). 
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bb) Diese Rechtsauffassung hat sich der Gesetzgeber in § 166 Abs. 1 Satz 2 HGB in der seit dem 1. Januar 2024 
geltenden Fassung (Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021, BGBl. I 
S. 3436; im Folgenden: MoPeG) zu eigen gemacht (vgl. BeckOK HGB/Beyer, 45. Ed. 1.1.2025, HGB § 166 Rn. 37 
f.; Oepen in Ebenroth/Boujong, HGB, 5. Aufl., § 166 Rn. 21; Hopt/Roth, HGB, 44. Aufl., § 166 Rn. 11; Sachtle-
ber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 23). In gleicher Weise hat er die in der Senatsrechtsprechung anerkannte 
Unwirksamkeit einschränkender Vereinbarungen dieses Anspruchs im Gesellschaftsvertrag in § 166 Abs. 2 HGB 
normiert (vgl. Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 23). 
 

b) Diese Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs steht entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde im Einklang 
mit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 12. September 2024 (C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340). 
 

aa) Der Europäische Gerichtshof hat die Erforderlichkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Art. 
6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO für ein Auskunftsbegehren von Treugebern verneint, weil es nach den den 
Ausgangsverfahren zugrunde liegenden Beteiligungs- und Treuhandverträgen, auf deren Grundlage die mittelba-
ren Beteiligungen an den betreffenden Investmentfonds erworben worden waren, ausdrücklich verboten war, die 
personenbezogenen Daten betreffend die mittelbaren Anleger anderen Anteilseignern mitzuteilen (EuGH, Urteil 
vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 45, 47). 
 

bb) Es ist bereits zweifelhaft, ob sich aus dieser Entscheidung Folgerungen für den oben dargestellten Auskunfts-
anspruch ziehen lassen, weil weder aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs noch aus den Vorlagebeschlüs-
sen des Amtsgerichts München (Aussetzungs- und Vorlagebeschlüsse vom21. Dezember 2021 - 132 C 12506/21, 
ZInsO 2022, 552 und 132 C 22992/20, juris) ersichtlich ist, wie in den dortigen Sachverhalten die Rechte der Treu-
geber ausgestaltet sind, insbesondere ob die Treugeber einem unmittelbar beteiligten Gesellschafter gleichgestellt 
sind. Der Entscheidung lässt sich vielmehr entnehmen, dass bei einer indirekten Beteiligung die Gesellschafter ihre 
Rechte über treuhänderische Beteiligungsgesellschaften ausüben (EuGH, Urteil vom12. September 2024, C-17/22, 
C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 13). 
 

Zudem ist für einen vertraglich vereinbarten Ausschluss der Weitergabe von personenbezogenen Daten im vorlie-
genden Fall weder etwas festgestellt noch sonst ersichtlich, so dass die entscheidende Erwägung des Europäi-
schen Gerichtshofs hier nicht einschlägig ist. Es kommt danach schon nicht mehr darauf an, dass ein solcher 
Ausschluss des Rechts, seinen Vertragspartner zu kennen, nach deutschem Recht unwirksam wäre (vgl. jetzt § 
166 Abs. 2 HGB). 
 

cc) Ungeachtet dessen steht Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO der Erfüllung des dargestellten Aus-
kunftsanspruchs nicht entgegen. Dem nationalen Gericht obliegt die Prüfung gemäß Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 
Buchst. b bzw. f DS-GVO, ob es die notwendige Transparenz unter Gesellschaftern von Personengesellschaftern 
gewährleistende Maßnahmen gibt, die den Schutz der vertraulichen personenbezogenen Daten der mittelbaren 
Gesellschafter von Publikumspersonengesellschaften weniger beeinträchtigen als ihre Weitergabe an jeden ande-
ren Gesellschafter, der darum ersucht (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 
2340 Rn. 61, 65, 73). 
 

Dem Merkmal der Erforderlichkeit in Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO ist im Streitfall durch die Diffe-
renzierung beim Grund des Auskunftsbegehrens Rechnung zu tragen. 
 

(1) Wird die Auskunft zur Durchsetzung der durch Mitgliedschaft verkörperten Rechte verlangt und stellt der beab-
sichtigte Ankauf von weiteren Anteilen daneben nur einen zusätzlichen Aspekt für das (Auskunfts-)Begehren dar, 
ist eine direkte Kommunikation des auskunftbegehrenden Gesellschafters mit den Mitgesellschaftern erforderlich, 
zumal die Interessen der Gesellschafter einerseits und die der Gesellschaft bzw. des Treuhänders andererseits 
nicht immer deckungsgleich sind, sondern auch auseinanderlaufen können (BGH, Beschluss vom 24. Oktober 
2023 - II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 15 mwN; Armbrüster, ZIP 2024, 2517, 2518; Baumgartner/Manaigo, ZD 2023, 
72, 75; Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 22; aA Schwind/Schwind, NJW 2024, 3624 Rn. 12). Die 
Erforderlichkeit der unmittelbaren Kontaktaufnahme zu seinen Mitgesellschaftern ist vor allem dann gegeben, wenn 
der Gesellschafter im Vorfeld einer Gesellschafterversammlung Absprachen über die Stimmrechtsausübung treffen 
will. Die Zwischenschaltung der Gesellschaft bzw. des Treuhänders oder die Verweisung auf von diesen bereitge-
stellten und kontrollierten Medien beeinträchtigt das mit dem Eingehen einer personengesellschaftsrechtlichen Bin-
dung angelegte und berechtigte Begehren des Gesellschafters, sich mit seinen Mitgesellschaftern über das 
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Abstimmungsverhalten zu verständigen, erheblich. Zum einen kann es im Hinblick auf die durch Ladungsfristen 
vorgegebenen Zeiträume zu unangemessenen Verzögerungen kommen. Zum anderen besteht die Gefahr, dass 
die Gesellschaft bzw. die Treuhänderin die Filterfunktion zum Nachteil der Gesellschafter nutzt, wenn ihnen nach-
teilige oder missliebige Gegenstände zur Abstimmung kommen sollen. 
 

(2) Einer solchen direkten Kommunikation unter den Gesellschaftern bedarf es hingegen nicht, wenn die Auskunft 
allein deshalb verlangt wird, um den Mitgesellschaftern Kaufangebote für ihre Anteile zu unterbreiten. In diesem 
Fall wird dem Auskunftsinteresse des Gesellschafters durch die vom Europäischen Gerichtshof aufgezeigte "Wei-
terleitungslösung" (Sachtleber/Wollenschläger, NZG 2024, 1553 Rn. 22) hinreichend Rechnung getragen, wonach 
der Gesellschafter die Fondsgesellschaft bzw. den Treuhänder auffordern könne, seine Anfrage bezüglich der per-
sonenbezogenen Daten an die anderen Gesellschafter weiterzuleiten, so dass diese dann frei entscheiden können, 
ob sie anonym bleiben und so im Einklang mit dem in Art. 5 Abs. 1 Buchst. c DS-GVO verankerten Grundsatz der 
Datenminimierung die Kontrolle über die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten behalten (EuGH, Urteil vom 
12. September 2024,C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 59 f.). Alternativ kann bei einem solchen Auskunftsbe-
gehren dem Recht der betroffenen Gesellschafter auf Schutz der Vertraulichkeit ihrer personenbezogenen Daten 
durch Einrichtung eines Datentreuhänders bzw. Informationstreuhänders oder in Anlehnung an § 127a AktG durch 
ein entsprechendes Internetforum Rechnung getragen werden. 
 

c) Der Kläger hat hinreichend dargelegt, dass die von ihm begehrten Auskünfte für die Ausübung seiner Mitglied-
schaftsrechte erforderlich i.S.d. Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b DS-GVO sind, was durch das nationale Gericht 
zu beurteilen ist (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 61, 65, 73). 
Das Landgericht hat unter Bezugnahme auf das Schreiben der Prozessbevollmächtigten des Klägers vom 4. Ja-
nuar 2022 festgestellt, dass er die Auskünfte verlangt, um mit seinen Mitgesellschaftern in Kontakt zu treten, um 
über Anteilsübertragungen zu sprechen, Gesellschafterentscheidungen herbeizuführen und sich generell darüber 
zu informieren, mit welchen Gesellschaftern er "in einem Boot" sitzt und für diese gegebenenfalls mithaftet. Der 
Kläger hat damit ausreichend dargetan, dass sein Auskunftsersuchen die durch seine Mitgliedschaft verkörperten 
Rechte betrifft und der direkte Kontakt zu seinen Mitgesellschaftern zur Ausübung derselben erforderlich i.S.d. Art. 
6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f DS-GVO ist. Es oblag damit der Beklagten, eine etwaige rechtsmissbräuchliche 
Ausübung des Auskunftsverlangens substantiiert darzulegen, woran es nach den Feststellungen des Landgerichts 
fehlt. 
 

Da die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Gesellschafter nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. b 
DS-GVO erforderlich ist, braucht nicht geprüft zu werden, ob diese Verarbeitung auch unter einen anderen dieser 
Gründe, insbesondere unter Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Buchst. f DS-GVO fällt (vgl. EuGH, Urteil vom 12. September 
2024, C-17/22, C-18/22, ZIP 2024, 2340 Rn. 38). 
 

d) Das Berufungsgericht hat danach die Berufung der Beklagten rechtsfehlerfrei als unzulässig verworfen, weil der 
Wert des Beschwerdegegenstands 500 € nicht übersteigt (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO), und ihr den Zugang zur Rechts-
mittelinstanz mithin nicht in unzumutbarer, aus Sachgründen nicht zu rechtfertigender Weise erschwert. Zur weite-
ren Begründung verweist der Senat auf seinen Beschluss vom 24. Oktober 2023 in einem ebenfalls gegen die 
Beschwerdeführerin gerichteten Verfahren (II ZB 3/23, ZIP 2024, 127 Rn. 17 ff.). 
 

3. Nach alledem besteht keine Notwendigkeit, nach Art. 267 AEUV eine Vorabentscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs einzuholen.
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BGH XI. Senat    11.02.2025     XI ZR 32/24 
 

Rückforderung von Vorfälligkeitsentschädigungen 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Hat der Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach einer anderweitigen Verwertung der zur Sicherung des Darle-
hens beliehenen Sache, kann er einen Anspruch darauf haben, dass der Darlehensgeber einem Austausch 
des vereinbarten Sicherungsmittels bei sonst unverändert fortbestehendem Darlehensvertrag zustimmt.  
 

Sachverhalt 
 

I. Die Klägerin verlangt von der beklagten Sparkasse die Rückzahlung einer von ihr im Zuge einer vorzeitigen 
Darlehensablösung geleisteten Vorfälligkeitsentschädigung. 
 

Die Parteien schlossen am 7. August 2002 zwecks Finanzierung eines Grundstückserwerbs der Klägerin ein 
grundpfandrechtlich gesichertes Darlehen über 900.000 €. Im Juli 2015 verkaufte die Klägerin das finanzierte 
Objekt vor Ablauf der bis zum 30. Juli 2022 vereinbarten Festzinsbindung, wobei der Kaufpreis von 1,8 Mio. 
€ als Sicherheit zugunsten der Beklagten auf einem Treuhandkonto eines Notars hinterlegt wurde. Aufgrund 
dessen erteilte die Beklagte die Löschungsbewilligung bezüglich der Grundschuld auf dem verkauften Objekt. 
Für die Löschung der Grundschuld verlangte sie neben der Rückzahlung des Darlehens eine Vorfälligkeits-
entschädigung in Höhe von 158.728,44 €. Mit E-Mail vom 28. September 2019 äußerte die Klägerin gegenüber 
der Beklagten den Wunsch, das Darlehen für die Finanzierung einer anderen Immobilie zu verwenden. Die 
Klägerin suchte in der Folgezeit nach einem Ersatzobjekt, um einen Sicherheitentausch durchzuführen. Ein 
erstes in Betracht gezogenes Objekt wurde von der Beklagten wegen eines zu geringen Beleihungswerts 
abgelehnt. Im Oktober 2015 überwies der Notar auf Anweisung der Beklagten aus dem bei ihm hinterlegten 
Verkaufserlös die Darlehensvaluta und die verlangte Vorfälligkeitsentschädigung an die Beklagte. Für eine 
weitere von der Klägerin im September 2015 avisierte Immobilie "M.                                   , F.                           " 
holte die Beklagte ein Wertgutachten ein, das einen Marktwert von 1,37 Mio. € und einen Beleihungswert von 
894.000 € auswies. Insoweit hatte ein Mitarbeiter der Beklagten gegenüber der Klägerin noch die Übersen-
dung weiterer Unterlagen erbeten. Mit Schreiben vom 22. Oktober 2015 teilte Rechtsanwalt D.             unter 
Vollmachtsvorlage der Beklagten mit, dass ihn die Klägerin mit der Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen 
beauftragt habe. Am 26. Oktober 2015 fand ein Telefongespräch zwischen Rechtsanwalt D.              und einer 
Mitarbeiterin der Beklagten, der Zeugin B.          , statt, dessen Inhalt zwischen den Parteien streitig ist. Mit 
Schreiben vom 19. November 2015, das die Beklagte nur an die Klägerin gerichtet hatte und dessen Zugang 
die Klägerin bestreitet, forderte die Beklagte die Klägerin auf, bis zum 15. Dezember 2015 eine gleichwertige 
Grundschuld für das Darlehen vorzulegen, andernfalls das Darlehen endgültig abgerechnet werde. Mit Schrei-
ben vom 14. Dezember 2015 forderte Rechtsanwalt D.              die Beklagte auf, dem Sicherheitentausch 
entsprechend der telefonischen Vereinbarung vom 26. Oktober 2015 zuzustimmen und dies schriftlich zu be-
stätigen; ferner teilte er mit, dass ein Erwerb des avisierten Grundstücks infolge einer zwischenzeitlichen Ver-
äußerung an einen Dritten gescheitert und der Klägerin dadurch ein erheblicher Schaden entstanden sei. 
Daraufhin übersandte die Beklagte dem Rechtsanwalt das Schreiben vom 19. November 2015. 
 

Mit der Klage verlangt die Klägerin die Rückzahlung der von der Beklagten vereinnahmten Vorfälligkeitsent-
schädigung nebst Zinsen und die Erstattung vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten. Sie hat behauptet, die Be-
klagte habe bei dem Telefonat am 26. Oktober 2015 einem Sicherheitentausch auf die Immobilie "M.                                  
, F.    " zugestimmt. Unabhängig davon hätte die Beklagte dem Sicherheitentausch auch zustimmen müssen, 
weil die Sicherheiten gleichwertig seien und der Beklagten hierdurch kein Nachteil entstanden wäre. 
 

Das LG hat der Klage stattgegeben, weil nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme durch Vernehmung der 
Zeugen D. und B. feststehe, dass die Beklagte im Oktober 2015 mit der Klägerin einen Sicherheitentausch 
vereinbart habe. Selbst wenn die Parteien einen Sicherheitentausch nicht vereinbart hätten, wäre die Beklagte 
zur Zustimmung zum Sicherheitentausch verpflichtet gewesen, weil das avisierte neue Objekt einen höheren 
Marktwert als das alte Objekt aufgewiesen habe. Auf die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten hat das 



  Fragen 7 und 8 
Berufungsgericht nach einer erneuten Vernehmung der Zeugin B. die Klage abgewiesen und dies im Wesent-
lichen damit begründet, dass die Zeugin B. ebenfalls glaubwürdig und ihre Aussage ebenso glaubhaft sei wie 
die Aussage des in 1. Instanz vernommenen Zeugen D. Aufgrund dessen sei die Klägerin für ihre Behauptung, 
die Zeugin B. habe einem Sicherheitentausch zugestimmt, beweisfällig geblieben. 
 

Dagegen wendet sich die Klägerin mit der Nichtzulassungsbeschwerde. 
 

Entscheidungsgründe 
 

II. Die Nichtzulassungsbeschwerde hat Erfolg und führt gemäß § 544 Abs. 9 ZPO i.V.m. § 543 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 Fall 2 ZPO zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an 
das Berufungsgericht. Dabei hat der Senat von der Möglichkeit des § 563 Abs. 1 Satz 2 ZPO Gebrauch ge-
macht. Die Klägerin rügt zu Recht, dass das Berufungsgericht ihren Anspruch auf Gewährung rechtlichen 
Gehörs aus Art. 103 Abs. 1 GG in entscheidungserheblicher Weise verletzt habe. 
 

1. Art. 103 Abs. 1 GG verpflichtet das Gericht, die Ausführungen der Prozessbeteiligten zur Kenntnis zu neh-
men und in Erwägung zu ziehen. Das Gebot des rechtlichen Gehörs soll als Prozessgrundrecht sicherstellen, 
dass die Entscheidung frei von Verfahrensfehlern ergeht, welche ihren Grund in unterlassener Kenntnisnahme 
und Nichtberücksichtigung des Sachvortrags der Parteien haben. Ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG setzt 
dabei eine gewisse Evidenz der Gehörsverletzung voraus, das heißt, im Einzelfall müssen besondere Um-
stände vorliegen, die deutlich ergeben, dass das Vorbringen der Beteiligten entweder überhaupt nicht zur 
Kenntnis genommen oder bei der Entscheidung ersichtlich nicht erwogen worden ist (BVerfGE 22, 267, 274; 
79, 51, 61; 86, 133, 146; 96, 205, 216 f.; Senatsbeschluss vom 19. März 2019 - XI ZR 9/18, NJW 2019, 2080 
Rn. 11 mwN). 
 

2. Nach diesen Maßgaben ist Art. 103 Abs. 1 GG hier verletzt. Die Nichtzulassungsbeschwerde beanstandet 
zu Recht, das Berufungsgericht habe gehörswidrig das Vorbringen der Klägerin zu einer (nebenvertraglichen) 
Verpflichtung der Beklagten, einem Sicherheitenaustausch zuzustimmen, unberücksichtigt gelassen. 
 

a) Das Berufungsgericht hat das Vorbringen der Klägerin zwar bei der Schilderung des Inhalts des erstin-
stanzlichen Urteils erwähnt. Da es sich dabei um eine eigenständige Begründung des Landgerichts für die 
Verurteilung der Beklagten gehandelt hat, hätte es dieses Vorbringen aber auch bescheiden müssen. Insoweit 
hat die Beklagte in der Berufungsbegründung ausdrücklich die Ausführungen des Landgerichts zur Gleich-
wertigkeit der Ersatzsicherheit angegriffen, während die Klägerin in der Berufungserwiderung an ihrer Auffas-
sung festgehalten hat, dass sie auch im Fall einer fehlenden vertraglichen Vereinbarung jedenfalls einen An-
spruch auf Austausch der Sicherheiten gehabt habe. Mit diesem zentralen Vorbringen hat sich das Berufungs-
gericht in der angefochtenen Entscheidung nicht befasst. Aufgrund dessen muss davon ausgegangen werden, 
dass das Berufungsgericht das Vorbringen der Klägerin nicht zur Kenntnis genommen hat. 
 

b) Dieser Verfahrensverstoß kann erheblich sein. 
 

aa) Nach § 490 Abs. 2 BGB kann der Darlehensnehmer einen Darlehensvertrag, bei dem der Sollzinssatz 
gebunden und das Darlehen durch ein Grundpfandrecht gesichert ist, vorzeitig kündigen, wenn seine berech-
tigten Interessen dies gebieten und seit dem vollständigen Empfang des Darlehens sechs Monate abgelaufen 
sind. Ein solches Interesse liegt insbesondere vor, wenn der Darlehensnehmer ein Bedürfnis nach einer an-
derweitigen Verwertung der zur Sicherung des Darlehens beliehenen Sache hat. In einem solchen Fall hat 
der Darlehensnehmer dem Darlehensgeber zwar grundsätzlich denjenigen Schaden zu ersetzen, der diesem 
aus der vorzeitigen Kündigung entsteht (Vorfälligkeitsentschädigung). Nach der Rechtsprechung des Senats 
bedeutet das aber nicht, dass nicht auch eine erheblich weniger weitreichende Modifizierung des Vertragsin-
halts in Betracht kommt, wenn die Veräußerung des belasteten Grundstücks eine Ablösung des Kredits nicht 
erfordert, sondern dem berechtigten Interesse des Darlehensnehmers an der von ihm gewünschten Verwer-
tung des belasteten Grundstücks schon mit einem bloßen Austausch des vereinbarten Sicherungsmittels bei 
sonst unverändert fortbestehendem Darlehensvertrag gedient und der Austausch der realkreditgebenden 
Bank mangels eines schutzwürdigen Eigeninteresses zuzumuten ist. Letzteres ist der Fall, wenn eine vom 



  Fragen 7 und 8 
Darlehensnehmer als Ersatz angebotene Grundschuld das Risiko der realkreditgebenden Bank genauso gut 
abdeckt wie die im Darlehensvertrag vereinbarte und der Bank alsdann eingeräumte Grundschuld, der Darle-
hensnehmer bereit und in der Lage ist, alle mit dem Sicherheitenaustausch verbundenen Kosten zu tragen 
und die Bank auch nicht befürchten muss, etwa bei der Verwaltung oder der Verwertung der Ersatzsicherheit 
irgendwelche Nachteile zu erleiden (Senatsurteil vom 3. Februar 2004 - XI ZR 398/02, BGHZ 158, 11, 15). 
 

bb) Dass diese Voraussetzungen hier vorliegen, kann auf der Grundlage des Vorbringens der Klägerin nicht 
von vornherein ausgeschlossen werden. Das Landgericht hat dies bejaht, während das Berufungsgericht 
hierzu keine Feststellungen getroffen hat. 
 

Soweit die Beklagte in der Beschwerdeerwiderung einwendet, sie habe im Fall eines fehlgeschlagenen Zu-
gangs ihres Schreibens vom 19. November 2015 jedenfalls schuldlos davon ausgehen können, dass sich die 
Klägerin auf das Angebot nicht habe einlassen wollen, trifft dies nicht zu, weil die Beklagte aufgrund des 
Schreibens von Rechtsanwalt D.             vom 14. Dezember 2015, an den das Schreiben vom 19. November 
2015 zuvor nicht gerichtet worden war, noch vor Ablauf der gesetzten Frist Zweifel an dem Zugang dieses 
Schreibens haben musste. Erheblich ist allerdings das Vorbringen der Beklagten, eine Grundschuld auf dem 
von der Klägerin avisierten Grundstück "M.                                    " sei nicht möglich gewesen, weil ein solcher 
Erwerb sich mit Blick auf die Finanzierung des Kaufpreises noch gar nicht konkretisiert gehabt habe, sondern 
bloßer "Wunsch" der Klägerin gewesen sei.
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BGH XI. Senat    22.07.2025     XI ZR 107/24 
 

Eigenverschulden bei Telefon-Phishing: Schadensersatzpflicht von Bankkunden  
 

Leitsatz 
 

1. Zur grob fahrlässigen Verletzung einer Pflicht durch den Zahler im Sinne von § 675v Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a BGB. 
 

2. Ist der Schaden durch eine Überweisung eingetreten und hat der Zahlungsdienstleister für das Auslösen dieser 
Überweisung eine starke Kundenauthentifizierung gemäß § 1 Abs. 24 ZAG verlangt, ist sein Schadensersatzan-
spruch aus § 675v Abs. 3 BGB gegen den Zahler nicht gemäß § 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BGB ausgeschlossen, 
unabhängig davon, ob der Zahlungsdienstleister für die Anmeldung im Online-Banking eine starke Kundenauthen-
tifizierung verlangt hat.  
 

Sachverhalt 
 

Die Kläger verlangen von der beklagten Sparkasse, eine Belastungsbuchung auf ihrem Girokonto rückgängig zu 
machen. 
 

Die Kläger führen bei der Beklagten ein Gemeinschaftsgirokonto. Am 3. Juni 2014 vereinbarten die Parteien, dass 
die Kläger künftig Aufträge zu diesem Konto per Online-Banking erteilen können. Nach der Vereinbarung waren 
zur Anmeldung im Online-Banking ein persönlicher Anmeldename sowie eine Geheimzahl (PIN) und für den jewei-
ligen Auftrag eine im sogenannten chipTAN-Verfahren mittels eines gesonderten Geräts, eines TAN-Generators, 
dynamisch erzeugte Transaktionsnummer (TAN) einzugeben. 
 

Am 2. Juli 2022, einem Samstag, versuchte die Klägerin mehrfach, die PIN, die zum Einloggen in das Online-
Banking auf der Internetseite der Beklagten erforderlich ist, zu ändern, weil sie diese und ihren Benutzernamen 
aus Versehen abgespeichert hatte. Trotz mehrfacher Versuche gelang ihr die Änderung der PIN nicht. Dabei zeigte 
der TAN-Generator jeweils "Vorgang abgebrochen" an. Als die Klägerin am gleichen Tag gegen 22:30 Uhr noch 
einmal versuchte, die PIN zu ändern, öffnete sich auf ihrem PC ein Fenster, welches darauf hinwies, dass der 
Online-Banking-Zugang binnen eines Tages ablaufe, wenn nicht eine neue Sicherheitssoftware installiert werde. 
Die Klägerin klickte darauf, woraufhin sich ein neues Fenster öffnete und persönliche Angaben abgefordert wurden. 
Die Klägerin behauptet, dieses Fenster sofort wieder geschlossen zu haben. 
 

Wenige Augenblicke später erhielt die Klägerin einen Telefonanruf. Auf dem Display wurde die Telefonnummer der 
Beklagten angezeigt und die Anruferin stellte sich als Mitarbeiterin der Beklagten vor. Sie erkundigte sich, was 
denn bei der Klägerin "los sei". Die Klägerin teilte mit, dass sie versucht habe, die PIN zu ändern. Daraufhin erklärte 
die Anruferin, dass die Installation eines neuen Sicherheitsprogramms erforderlich sei. In diesem Zusammenhang 
nannte die Anruferin auch den Namen der für die Kläger zuständigen Sachbearbeiterin der Beklagten. Da es bereits 
gegen 23 Uhr war, erkundigte sich die Klägerin bei der Anruferin, warum diese noch so spät anrufe. Die Anruferin 
erklärte, sie sei Mitarbeiterin im Online-Banking und "24 Stunden rund um die Uhr für die Kunden da". Die Klägerin 
hielt dies für schlüssig, weil sie sich daran erinnerte, bei einem USA-Urlaub in einer Kreditkartenangelegenheit die 
Beklagte zu nächtlicher Stunde (Ortszeit in Deutschland) telefonisch erreicht zu haben. 
 

Die Anruferin teilte mit, dass die Klägerin sich identifizieren müsse, und forderte die Klägerin dazu auf, die Zahlen-
folge ihrer Sparkassen-Kartennummer anzugeben, wobei die Anruferin die ersten drei Ziffern vorgab. Zur weiteren 
Legitimation nannte die Anruferin die letzten drei Buchungsvorgänge, die auf dem Konto der Kläger erfolgt waren. 
Sie bot an, den Identifizierungsvorgang für das vermeintlich neue Sicherheitsprogramm mit dem TAN-Generator 
durchzuführen. Die Klägerin war einverstanden und die Anruferin teilte mit, dass sie nun Zahlenfolgen durchgeben 
werde, die die Klägerin in ihren TAN-Generator eingeben müsse, um dann im Gegenzug der Anruferin die gene-
rierte TAN durchzugeben. Die Klägerin, die bis zu diesem Zeitpunkt nur das Flickercode-Verfahren genutzt hatte, 
folgte den Anweisungen, "vertippte" sich jedoch mehrfach. Das Gespräch brach dann unvermittelt ab. 
 

Die Anruferin meldete sich sodann erneut unter der Telefonnummer der Beklagten und gab wieder eine Zahlenfolge 
durch. Ausweislich der von der Beklagten vorgelegten Transaktionsprotokolle wurde im Online-Banking um 22:50 
Uhr unter Verwendung der ersten von der Klägerin erzeugten TAN das Tageslimit temporär auf 111.111 € erhöht. 
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Anschließend wurden nacheinander drei Überweisungen von jeweils 36.666 € in Auftrag gegeben, die sämtlich 
aufgrund der Eingabe einer falschen TAN nicht ausgeführt wurden. Dann teilte die Anruferin mit, dass die Bestäti-
gung möglichweise aufgrund Zeitablaufs nicht mehr möglich sei, und bot an, den Vorgang am Folgetag fortzuset-
zen. Die Frage der Klägerin, ob dies bereits um 8 Uhr möglich sei, verneinte die Anruferin, weil sie erst ab 11:30 
Uhr bis 20 Uhr im Dienst sei. Daraufhin wurde der Anruf für 18 Uhr vereinbart. Anschließend loggte sich die Klägerin 
im Online-Banking ein und stellte nichts Ungewöhnliches fest. 
 

Am nächsten Tag, dem 3. Juli 2022, einem Sonntag, fuhren die Kläger wie geplant in den Urlaub. Da die Klägerin 
den Anruf erwartete, nahm sie den TAN-Generator und ihre Sparkassenkarte mit. Gegen 18:15 Uhr meldete sich 
die Anruferin des Vortages unter der Telefonnummer der Beklagten auf dem Mobiltelefon der Klägerin, wiederholte 
die Prozedur mit der Abfrage der Sparkassen-Kartennummer der Klägerin und gab sodann wiederum mehrere 
Zahlenfolgen durch, die von der Klägerin in den TAN-Generator eingegeben wurden. Die Klägerin gab dann die 
generierte TAN an die Anruferin weiter. Schließlich teilte die Anruferin mit, dass alles geklappt habe und verab-
schiedete sich. Im Verlauf dieses Telefonats generierte die Klägerin mit dem TAN-Generator im manuellen chip-
TAN-Verfahren mehrere TANs, die sie an die Anruferin weitergab. Zur selben Zeit wurden im Online-Banking der 
Kläger mehrere Vorgänge ausgelöst. So wurde um 18:24:22 Uhr das Überweisungslimit auf 55.555 € bis 23:59 Uhr 
desselben Tages erhöht. Um 18:26:26 Uhr wurde eine Echtzeit-Überweisung in Höhe von 35.555 € zugunsten des 
Kontos einer den Klägern unbekannten Person bei einer anderen Bank beauftragt, durch Eingabe der entspre-
chend individuell generierten TAN freigeschaltet und ausgeführt. 
 

Mit ihrer Klage begehren die Kläger, das bei der Beklagten geführte Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf 
dem es sich ohne die Belastung vom 3. Juli 2022 in Höhe von 35.555 € befunden hätte, sowie die Erstattung 
vorgerichtlicher Rechtsanwaltskosten nebst Rechtshängigkeitszinsen. Das Landgericht hat der Klage im Wesentli-
chen stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht nach persönlicher Anhörung der 
Klägerin die Klage abgewiesen. Mit der vom Senat zugelassenen Revision erstreben die Kläger die Wiederherstel-
lung des landgerichtlichen Urteils. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision ist unbegründet. 
 

I. Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner unter anderem in ZIP 2025, 23 veröffentlichten Entscheidung 
im Wesentlichen ausgeführt: 
 

Die Kläger hätten zwar gegen die Beklagte einen Anspruch aus § 675u Satz 2 BGB, weil die der streitgegenständ-
lichen Belastungsbuchung in Höhe von 35.555 € zugrundeliegende Echtzeit-Überweisung nicht gemäß § 675j Abs. 
1 BGB durch die Kläger autorisiert worden sei. Das Berufungsgericht sei aufgrund der Würdigung des Inhalts der 
gesamten Verhandlung davon überzeugt, dass ein unbefugter Dritter, der aufgrund einer Anmeldung auf einer 
gefälschten Webseite oder aufgrund eines anderweitigen vorangegangenen und unbemerkt gebliebenen Angriffs 
die Online-Banking-Zugangsdaten der Kläger gekannt habe, im Online-Banking jeweils mittels der von der arglosen 
Klägerin erzeugten TANs die Erhöhung des Überweisungslimits auf 55.555 € und die Echtzeit-Überweisung in 
Höhe von 35.555 € beauftragt und bestätigt habe, während die Klägerin die TANs in dem Glauben, eine Bankmit-
arbeiterin sei ihr bei der Installation eines neuen Sicherheitsprogramms behilflich, erzeugt und weitergegeben habe. 
 

Dem Anspruch der Kläger aus § 675u Satz 2 BGB könne jedoch die Beklagte gemäß § 242 BGB einen Schadens-
ersatzanspruch aus § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB in gleicher Höhe entgegenhalten. Die Klägerin habe grob fahrlässig 
gegen ihre Sorgfaltspflichten verstoßen, indem sie sich auf die telefonische Installation eines "neuen Sicherheits-
programmes" eingelassen, die TAN erzeugt und an die Anruferin weitergegeben habe. 
 

Dabei könne dahinstehen, ob die Parteien die von der Beklagten vorgelegten "Bedingungen für das Online-Ban-
king" wirksam einbezogen hätten. Denn bereits nach § 675l Abs. 1 Satz 1 BGB sei der Zahlungsdienstnutzer ver-
pflichtet, unmittelbar nach Erhalt eines Zahlungsinstruments alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die per-
sonalisierten Sicherheitsmerkmale vor unbefugtem Zugriff zu schützen. Hierzu gehörten auch alle Arten von TANs. 
Überdies sei aufgrund der umfangreichen Berichterstattung in den letzten Jahren in den öffentlichen Medien zu 
den vielfachen und mannigfaltigen Angriffen beim Internet-Banking allgemein bekannt, dass die TAN ausschließlich 
zur Bestätigung eines in Auftrag gegebenen Vorgangs verwendet werden solle. 
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Von der Klägerin, die nach eigenen Angaben das Online-Banking seit 2014 nutze, sei zu erwarten gewesen, dass 
sie den hier erfolgten Angriff abwehre. Es hätte sie schon stutzig machen müssen, als sich am Abend des 2. Juli 
2022 auf ihrem PC ein Fenster geöffnet habe, mit dem persönliche Angaben abgefordert worden seien. Für die 
Klägerin sei erkennbar gewesen, dass diese Mitteilung ungewöhnlich gewesen sei. Denn nach ihren eigenen An-
gaben habe sie dieses Fenster sofort wieder geschlossen. Umso mehr hätte sie erstaunen müssen, dass sie un-
mittelbar darauf und erstmals nach mehreren Jahren Teilnahme am Internet-Banking am Wochenende von einer 
vermeintlichen Mitarbeiterin der Beklagten zur Identifizierung für ein neues Sicherheitsprogramm angerufen worden 
sei. Auch wenn der Klägerin die Möglichkeit, eine Anrufernummer vorzutäuschen (Call-ID-Spoofing), nicht bekannt 
gewesen sein sollte, sei ihr die Unüblichkeit von Anrufen eines Bankmitarbeiters am Wochenende bewusst gewe-
sen. Im Rahmen ihrer persönlichen Anhörung habe die Klägerin zwar angegeben, selbst häufig bei der Sparkasse 
angerufen, Angelegenheiten telefonisch geregelt und auch aus dem Ausland angerufen zu haben. Daran, dass 
Mitarbeiter der Beklagten sie ohne vorherige Anfrage durch die Kläger angerufen hätten, habe sich die Klägerin 
allerdings nicht erinnern können. Außerdem hätten die vorangegangenen Telefonate der Klägerin mit der Beklagten 
nie das Online-Banking betroffen. Sehr ungewöhnlich sei auch gewesen, dass die Installation des "neuen Sicher-
heitsprogrammes" noch am selben Tag habe erforderlich sein und außerhalb üblicher Banköffnungszeiten an ei-
nem Samstagabend habe erfolgen sollen. Die Klägerin habe angesichts des Inhalts der von den Klägern vorgeleg-
ten Rahmenvereinbarung über die Teilnahme am Online-Banking auch nicht davon ausgehen dürfen, die Beklagte 
habe einen telefonischen Beratungszugang zum Online-Banking eröffnet. Der Umstand, dass die Klägerin während 
einer USA-Reise zur (deutschen) Nachtzeit ein "Institut der Beklagten" bzw. einen "Servicemitarbeiter der Beklag-
ten" erreicht habe, entlaste die Klägerin nicht, Verdachtsmomente bei den hier streitgegenständlichen Telefonaten 
am 2. und 3. Juli 2022 wahrzunehmen und pflichtgemäß zu handeln. 
 

Die Klägerin hätte spätestens alarmiert sein müssen, nachdem sie aufgefordert worden sei, ihren TAN-Generator 
zu verwenden, mit dem sie bis dahin selbst nur TANs zur Autorisierung von im Online-Banking ausgelösten Zah-
lungsvorgängen generiert habe. Es entlaste die Kläger auch nicht, dass sie bis dahin nur das optische chipTAN-
Verfahren genutzt hätten und insbesondere der Klägerin das manuelle chipTAN-Verfahren unbekannt gewesen 
sei. Bei Wahrung der erforderlichen Sorgfalt hätte sich ihr aufdrängen müssen, dass sie den TAN-Generator wie 
bisher auch dieses Mal zur Erzeugung von TANs benutze, die zur Bestätigung von Zahlungsvorgängen im Online-
Banking benötigt würden. Die Klägerin habe im Rahmen des ersten Telefonats insgesamt vier TANs erzeugt. Ab 
der zweiten TAN hätte sie auch bei Anwendung des manuellen chipTAN-Verfahrens auf ihrem TAN-Generator 
sehen können, dass sie jeweils eine Empfänger-IBAN und einen Überweisungsbetrag eingegeben habe. Die der 
Klägerin abverlangte Eingabe einer Empfänger-IBAN und eines Überweisungsbetrags von 36.666 € habe sich mit 
der angeblichen Identifizierung für die Installation eines neuen Sicherheitsprogramms nicht vereinbaren lassen. 
 

Schlichtweg unverständlich sei, dass die Klägerin das Geschehen nicht einmal im Nachhinein reflektiert habe und 
sich am Folgetag auf ein erneutes Telefonat eingelassen und zwei weitere TANs generiert und weitergegeben 
habe, wobei sie beim zweiten Mal wieder eine Empfänger-IBAN und einen Überweisungsbetrag, diesmal 35.555 
€, eingegeben habe. Auch wenn sich am Kontostand nach dem ersten Anruf nichts geändert habe, sei von der 
Klägerin zu erwarten gewesen, dass sie sich vor einem erneuten Telefonat am Folgetag zu der angeblichen Instal-
lation eines neuen Identifizierungsverfahrens selbst bei der Beklagten erkundigt oder auf sonstige Weise vergewis-
sert, dass es sich bei der Anruferin tatsächlich um eine Mitarbeiterin der Beklagten handelt. 
 

Die Klägerin habe mithin in der von den üblichen Vorgängen abweichenden Situation ganz naheliegende Überle-
gungen nicht angestellt und jegliche Vorsicht vermissen lassen. Ihr hätte sich wie jedem anderen Zahlungsdienst-
nutzer in dieser Situation aufdrängen müssen, dass sie möglicherweise nicht mit der Beklagten, sondern einem 
Dritten kommuniziere. Bei der insoweit erforderlichen Gesamtbetrachtung sämtlicher Umstände stelle sich das 
Handeln der Klägerin als objektiv schwerwiegender und subjektiv nicht entschuldbarer Verstoß gegen die Anforde-
rungen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt dar. Aufgrund der mit der Beklagten vereinbarten Einzelverfügungs-
befugnis müsse der Kläger sich die Pflichtverletzung der Klägerin zurechnen lassen. 
 

Der Schadensersatzanspruch der Beklagten sei nicht nach § 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BGB ausgeschlossen, auch 
wenn sie bei der Anmeldung im Online-Banking keine starke Kundenauthentifizierung verlangt habe. Es könne 
insoweit dahinstehen, ob nach der Anmeldung im Online-Banking nur die Kontobewegungen, aber keine sensiblen 
Daten wie Geburtsdatum, Telefonnummer und Kartennummer des Kunden hätten eingesehen werden können und 
sich die Beklagte deshalb auf die Ausnahmevorschrift des Art. 10 der Delegierten Verordnung (EU) 2018/389 der 
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Kommission vom 27. November 2017 (ABl. 2018, L 69, S. 23, berichtigt in ABl. 2020, L 88, S. 11, künftig: Delegierte 
VO (EU) 2018/389) berufen könne. Denn es lasse sich schon nicht ausschließen, dass die unbekannten Täter 
Geburtsdatum, Telefonnummer und Kartennummer der Kläger bereits vorher durch einen Phishingangriff erlangt 
hätten. Im Übrigen ergebe sich aus dem Gesamtzusammenhang der gesetzlichen Regelung, dass der Haftungs-
ausschluss nach § 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BGB nur eingreife, wenn der Zahlungsdienstleister bei dem konkreten 
Zahlungsvorgang keine starke Kundenauthentifizierung verlangt habe. Dies sei hier aber nicht der Fall gewesen. 
 

Die Beklagte müsse sich auch nicht ein anspruchsminderndes Mitverschulden nach § 254 BGB anrechnen lassen. 
Wenn unterstellt werde, die Täter hätten aufgrund einer pflichtwidrig nicht verlangten starken Kundenauthentifizie-
rung bei der ersten Anmeldung im Online-Banking das Geburtsdatum der Klägerin, ihre Telefonnummer und die 
Kartennummer erfahren und Kenntnis von den letzten Kontobewegungen erlangt, hätte dies den Tätern zwar er-
möglicht, den Anschein zu erwecken, ein Bankmitarbeiter rufe die Klägerin an. Dies hätte aber nicht zu dem hier 
geltend gemachten Schaden führen müssen, weil von der Klägerin zu erwarten gewesen sei, dass sie diesen An-
griff abwehre. Der Verursachungsbeitrag der Beklagten trete hinter dem maßgeblichen und schwerwiegenden Ver-
ursachungsbeitrag der Kläger zurück. 
 

II. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung stand. 
 

1. Rechtsfehlerfrei ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, dass den Klägern ein Anspruch gegen die Be-
klagte aus § 675u Satz 2 BGB zusteht. Im Fall eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs, der zur Belastung des 
Zahlungskontos des Zahlers geführt hat, ist der Zahlungsdienstleister nach § 675u Satz 2 Halbsatz 2 BGB ver-
pflichtet, das Zahlungskonto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch den nicht 
autorisierten Zahlungsvorgang befunden hätte. Das Berufungsgericht hat in revisionsrechtlich nicht zu beanstan-
dender Weise (vgl. Senatsurteil vom 5. März 2024 - XI ZR 107/22, BGHZ 240, 23 Rn. 46 mwN) angenommen, dass 
die streitgegenständliche Überweisung vom 3. Juli 2022 nicht von der Klägerin autorisiert worden ist. Gegen diese 
Beurteilung hat auch die Revisionserwiderung nichts erinnert. 
 

2. Die Beklagte kann aber, wie das Berufungsgericht ebenfalls rechtsfehlerfrei angenommen hat, dem Anspruch 
der Kläger aus § 675u Satz 2 BGB gemäß § 242 BGB entgegenhalten, dass ihr wegen des nicht autorisierten 
Zahlungsvorgangs ein Schadensersatzanspruch gegen die Kläger zusteht. 
 

a) Auch wenn § 675u Satz 1 und 2 BGB Ansprüche des Zahlungsdienstleisters ausschließt, die als Folge einer 
fehlenden Autorisierung in der Sache darauf gerichtet sind, dem Zahlungsdienstleister einen Anspruch auf Erstat-
tung seiner Aufwendungen gegen den Zahler zu gewähren, können gleichwohl bei fehlender Autorisierung Scha-
densersatzansprüche des Zahlungsdienstleisters gegen den Zahler bestehen, selbst wenn sie wirtschaftlich voll-
ständig an die Stelle des nach § 675u Satz 1 BGB entfallenden Aufwendungsersatzanspruchs treten. Besteht ein 
Schadensersatzanspruch des Zahlungsdienstleisters, kann letzterer in Höhe dieses Anspruchs die Erfüllung des 
Anspruchs des Zahlers aus § 675u Satz 2 BGB gemäß den Grundsätzen von Treu und Glauben verweigern (Se-
natsurteile vom 17. November 2020 - XI ZR 294/19, BGHZ 227, 343 Rn. 23 ff. und vom 5. März 2024 - XI ZR 
107/22, BGHZ 240, 23 Rn. 50). 
 

b) Das Berufungsgericht hat rechtsfehlerfrei das Bestehen eines Schadensersatzanspruchs der Beklagten wegen 
der nicht autorisierten Überweisung aus § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB bejaht. 
 

aa) Nach § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB ist der Zahler seinem Zahlungsdienstleister zum Ersatz des gesamten Schadens 
verpflichtet, der infolge eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs entstanden ist, wenn der Zahler den Schaden 
durch vorsätzliche oder grob fahrlässige Verletzung einer oder mehrerer Pflichten gemäß § 675l Abs. 1 BGB oder 
einer oder mehrerer vereinbarter Bedingungen für die Ausgabe und Nutzung des Zahlungsinstruments herbeige-
führt hat. Gemäß § 675l Abs. 1 Satz 1 BGB ist der Zahlungsdienstnutzer verpflichtet, unmittelbar nach Erhalt eines 
Zahlungsinstruments alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten Sicherheitsmerkmale vor 
unbefugtem Zugriff zu schützen. Solche Sicherheitsmerkmale sind auch TANs (vgl. Senatsurteil vom 25. Juli 2017 
- XI ZR 260/15, BGHZ 215, 292 Rn. 29; Grüneberg/Grüneberg, BGB, 84. Aufl., § 675l Rn. 2; Maihold in Ellenber-
ger/Bunte, Bankrechts-Handbuch, 6. Aufl., § 33 Rn. 71, 264; Kirchner, RdZ 2025, 44, 45 f.). Ob der Zahler grob 
fahrlässig gehandelt hat, richtet sich nach den allgemeinen Grundsätzen des § 276 BGB (BT-Drucks. 18/11495, S. 
165 f.; Grüneberg/Grüneberg, aaO § 675v Rn. 9; Nobbe in Ellenberger/Findeisen/Nobbe/Böger, Kommentar zum 
Zahlungsverkehrsrecht, 3. Aufl., § 675v BGB Rn. 81). 
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bb) Die Annahme des Berufungsgerichts, die Klägerin habe grob fahrlässig gegen ihre Pflicht aus § 675l Abs. 1 
Satz 1 BGB verstoßen, indem sie am 3. Juli 2022 im Rahmen des zweiten Telefonats mehrere TANs an die unbe-
kannte Anruferin weitergegeben hat, ist nicht zu beanstanden. 
 

Grobe Fahrlässigkeit erfordert einen in objektiver Hinsicht schweren und in subjektiver Hinsicht nicht entschuldba-
ren Verstoß gegen die Anforderungen der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt. Diese Sorgfalt muss in ungewöhnlich 
hohem Maße verletzt und es muss dasjenige unbeachtet geblieben sein, was im gegebenen Fall jedem hätte ein-
leuchten müssen. Es muss eine auch subjektiv schlechthin unentschuldbare Pflichtverletzung vorliegen, die das in 
§ 276 Abs. 2 BGB bestimmte Maß erheblich überschreitet. Ob die Fahrlässigkeit im Einzelfall als einfach oder grob 
zu werten ist, unterliegt der tatrichterlichen Würdigung, die mit der Revision nur beschränkt angreifbar und vom 
Revisionsgericht nur daraufhin zu überprüfen ist, ob der Tatrichter den Rechtsbegriff der groben Fahrlässigkeit 
verkannt oder bei der Beurteilung des Grades der Fahrlässigkeit wesentliche Umstände außer Betracht gelassen 
hat (vgl. BGH, Urteile vom 17. Oktober 2000 - XI ZR 42/00, BGHZ 145, 337, 340, vom 25. Mai 2011 - IV ZR 151/09, 
NJW-RR 2011, 1113 Rn. 6 f., vom 10. Oktober 2013 - III ZR 345/12, BGHZ 198, 265 Rn. 26, 29 und vom 26. Juli 
2016 - VI ZR 322/15, NJW-RR 2017, 146 Rn. 18 f. sowie Beschlüsse vom 15. Dezember 2020 - XI ZB 24/16, BGHZ 
228, 133 Rn. 103 und vom 29. September 2022 - IX ZB 48/21, WM 2022, 2445 Rn. 17, jeweils mwN). Einen solchen 
Fehler zeigt die Revision nicht auf. 
 

(1) Sie beruft sich ohne Erfolg auf ein Augenblicksversagen der Klägerin. 
 

Der Ausdruck des Augenblicksversagens beschreibt den Umstand, dass ein Handelnder für eine kurze Zeit die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt. Ein solches Augenblicksversagen kann es zwar nicht für sich allein, 
wohl aber zusammen mit weiteren Umständen im konkreten Einzelfall als gerechtfertigt erscheinen lassen, unter 
Abwägung aller Umstände den Schuldvorwurf geringer als grob fahrlässig zu bewerten (vgl. BGH, Urteile vom 8. 
Juli 1992 - IV ZR 223/91, BGHZ 119, 147, 149 f., vom 29. Januar 2003 - IV ZR 173/01, NJW 2003, 1118, 1119, 
vom 10. Mai 2011 - VI ZR 196/10, NJW-RR 2011, 1055 Rn. 12 f. und vom 26. Juli 2016 - VI ZR 322/15, NJW-RR 
2017, 146 Rn. 26). 
 

Entgegen der Auffassung der Revision fehlt es hier schon an einem Augenblicksversagen der Klägerin, weil keine 
durch eine Überrumpelung, momentane Ablenkung bzw. Unaufmerksamkeit oder Ähnliches bedingte kurzfristige 
Fehleinschätzung (vgl. BGH, Urteile vom 29. Januar 2003 - IV ZR 173/01, NJW 2003, 1118, 1119 und vom 26. Juli 
2016 - VI ZR 322/15, NJW-RR 2017, 146 Rn. 26) vorliegt. Denn die entscheidende Sorgfaltspflichtverletzung ist in 
der Weitergabe der TANs im Rahmen des zweiten Telefonats am Abend des 3. Juli 2022 zu sehen. Dieses fand 
nach Terminvereinbarung zwischen der Klägerin und der angeblichen Mitarbeiterin der Beklagten am Abend des 
auf das erste Telefonat folgenden Tages statt, so dass - wie das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat - die 
Klägerin fast einen ganzen Tag Zeit hatte, die ungewöhnlichen Umstände des ersten Telefonats zu reflektieren und 
entsprechende Schlüsse daraus zu ziehen. 
 

(2) Die tatrichterliche Würdigung des Berufungsgerichts ist entgegen der Auffassung der Revision auch nicht des-
halb rechtsfehlerhaft, weil es das Verhalten der Klägerin als grob fahrlässig beurteilt hat, obwohl die Kläger vor 
dem streitgegenständlichen Geschehen nur das optische chipTAN-Verfahren genutzt hatten und der Klägerin das 
manuelle chipTAN-Verfahren unbekannt war. Denn Unerfahrenheit schließt grobe Fahrlässigkeit nicht zwingend 
aus, sondern kann es nur im Einzelfall rechtfertigen, einen Pflichtenverstoß geringer als grob fahrlässig zu bewerten 
(BGH, Urteil vom 10. Mai 2011 - VI ZR 196/10, NJW-RR 2011, 1055 Rn. 15; Staudinger/Caspers, BGB, Neubearb. 
2025, § 276 Rn. 100; Nobbe in Ellenberger/Findeisen/Nobbe/Böger, Kommentar zum Zahlungsverkehrsrecht, 3. 
Aufl., § 675v BGB Rn. 83). Im Einklang damit hat das Berufungsgericht die fehlende Erfahrung der Klägerin mit 
dem manuellen chipTAN-Verfahren im Rahmen der von ihm vorgenommenen Gesamtwürdigung berücksichtigt, 
aber nicht als geeignet angesehen, die Klägerin von dem Vorwurf grober Fahrlässigkeit zu entlasten, weil sich ihr 
trotz dieser Unerfahrenheit aufdrängen musste, dass sie den TAN-Generator im manuellen chipTAN-Verfahren wie 
bisher zur Erzeugung einer TAN für die Bestätigung eines konkreten Zahlungsvorgangs benutzte. Gegen die Rich-
tigkeit der dieser Würdigung zugrundeliegenden Feststellungen des Berufungsgerichts zur Funktionsweise des 
manuellen chipTAN-Verfahrens erhebt die Revision keine Rüge. 
 

(3) Revisionsrechtlich ebenfalls nicht zu beanstanden ist ferner, dass das Berufungsgericht das Verhalten der Klä-
gerin als grob fahrlässig bewertet hat, obwohl ihr auf dem Display ihres Telefons die Telefonnummer der Beklagten 
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angezeigt wurde. Das Berufungsgericht hat im Rahmen der von ihm vorgenommenen Gesamtwürdigung berück-
sichtigt, dass der Klägerin die Möglichkeit des Vortäuschens einer Anrufnummer unbekannt gewesen sein mag, 
diesen Umstand aber, insbesondere aufgrund der Angaben der Klägerin in ihrer persönlichen Anhörung zu ihren 
bisherigen telefonischen Kontakten mit der Beklagten, aufgrund der allgemeinen Warnung der Beklagten auf ihrer 
Website und im Online-Banking vor den Gefahren des Missbrauchs und vor betrügerischen Telefonanrufen ver-
meintlicher Sparkassen-Mitarbeiter und aufgrund der umfangreichen Berichterstattung in den letzten Jahren in den 
öffentlichen Medien zu den vielfachen und mannigfaltigen Angriffen beim Internet-Banking, insbesondere dem 
Phishing, als nicht ausreichend angesehen, um die Klägerin vom Vorwurf der groben Fahrlässigkeit zu entlasten. 
Angesichts dieser Erwägungen ist schließlich auch nicht zu beanstanden, dass das Berufungsgericht den Einwand 
der Kläger, die Beklagte habe trotz Kenntnis von einer aktuellen Betrugsserie zum Nachteil ihrer Kunden keine 
darauf bezogenen konkreten Warnungen ausgesprochen, nicht gesondert beschieden hat. 
 

c) Der Schadensersatzanspruch der Beklagten ist nicht gemäß § 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BGB ausgeschlossen. 
 

Der Zahler ist nach dieser Vorschrift seinem Zahlungsdienstleister abweichend von § 675v Abs. 1 und 3 BGB nicht 
zum Schadensersatz verpflichtet, wenn letzterer eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 
ZAG nicht verlangt. Hier hat die Beklagte nach den von der Revision nicht angegriffenen Feststellungen des Beru-
fungsgerichts für das Auslösen der streitgegenständlichen Überweisung eine starke Kundenauthentifizierung ge-
mäß § 1 Abs. 24 ZAG verlangt. Entgegen der Auffassung der Revision ist unerheblich, ob die Beklagte abweichend 
von § 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZAG für die Anmeldung im Online-Banking keine starke Kundenauthentifizierung 
verlangt hat und ob sie hierzu nach Art. 10 Abs. 1 der Delegierten VO (EU) 2018/389 befugt war. Denn Bezugspunkt 
für die Anwendung von § 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BGB ist - wie das Berufungsgericht zutreffend angenommen hat 
(ebenso OLG Naumburg, NJW-RR 2025, 561 Rn. 50) - ausschließlich der im Streit stehende Zahlungsvorgang 
(OLG Bremen, WM 2024, 1508, 1512; OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 22. September 2023 - 3 U 84/23, juris 
Rn. 20; LG Nürnberg-Fürth, ZIP 2024, 744, 747; MünchKommHGB/Linardatos, 5. Aufl., Band 6 Bankvertragsrecht, 
K Rn. 224; Maihold in Ellenberger/Bunte, Bankrechts-Handbuch, 6. Aufl., § 33 Rn. 386; Nobbe in Ellenberger/Fin-
deisen/Nobbe/Böger, Kommentar zum Zahlungsverkehrsrecht, 3. Aufl., § 675v BGB Rn. 125; Hoffmann, VuR 2016, 
243, 248; Ostoja-Starzewski, RDi 2022, 259 Rn. 23; Werner, ZBB 2017, 345, 350; ders., WM 2024, 966 Rn. 48, 
74; aA OLG Brandenburg, Urteil vom 15. Januar 2025 - 4 U 32/24, juris Rn. 55; LG Berlin II, WM 2025, 1292 Rn. 
22 f.; Schulte am Hülse/Steinsdörfer, VuR 2025, 172, 174). 
 

§ 675v Abs. 4 Satz 1 BGB regelt, wie die Bezugnahme auf § 675v Abs. 1 und 3 BGB zeigt, die Haftung des Zahlers 
im Fall eines nicht autorisierten Zahlungsvorgangs. Zahlungsvorgang ist gemäß § 675f Abs. 4 Satz 1 BGB jede 
Bereitstellung, Übermittlung oder Abhebung eines Geldbetrags, unabhängig von der zugrundeliegenden Rechts-
beziehung zwischen Zahler und Zahlungsempfänger. Nach der Gesetzesbegründung stellt der Zahlungsvorgang 
den "tatsächlichen Geldfluss dar, also die Bereitstellung, den Transfer oder die Abhebung von Buch- oder Bargeld-
beträgen" (BT-Drucks. 16/11643, S. 102; Senatsurteil vom 11. Juli 2023 - XI ZR 111/22, BGHZ 238, 18 Rn. 23). 
Auch die Gleichstellung mit der Konstellation, dass der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister eine 
starke Kundenauthentifizierung nicht akzeptiert (§ 675v Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BGB), spricht dafür, dass ausschließlich 
maßgeblich ist, ob für das Auslösen des in Rede stehenden Zahlungsvorgangs eine starke Kundenauthentifizierung 
verlangt worden ist. 
 

Etwas anderes folgt nicht daraus, dass Anknüpfungspunkt für die Haftung des Zahlers gemäß § 675v Abs. 3 BGB 
auch eine Verletzung von Pflichten oder Bedingungen sein kann, die nicht unmittelbar im Zusammenhang mit der 
Auslösung des Zahlungsvorgangs erfolgt ist (so aber OLG Brandenburg, Urteil vom 15. Januar 2025 - 4 U 32/24, 
juris Rn. 55; Schulte am Hülse/Steinsdörfer, VuR 2025, 172, 174). Denn § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB knüpft allgemein 
an die Herbeiführung des Schadens an, zumal ein nicht autorisierter Zahlungsvorgang auch ohne unmittelbare 
Mitwirkung des Zahlers erfolgen kann, wenn dieser im Vorfeld seine gesetzlich oder vertraglich festgelegten Pflich-
ten verletzt hat. Sollte der Zahlungsdienstleister für zeitlich frühere Vorgänge wie die erste Anmeldung im Online-
Banking durch die unbekannten Täter, die diesen erst ermöglicht hätten, sensible Zahlungsdaten der Klägerin zu 
erlangen, um damit deren Vertrauen zu erschleichen, entgegen den gesetzlichen Vorgaben keine starke Kun-
denauthentifizierung verlangt haben, könnte dieser Umstand - wie auch das Berufungsgericht angenommen hat - 
gegebenenfalls über § 254 BGB zu einer Reduzierung der Haftung des Zahlers führen, da dem Anspruch des 
Zahlungsdienstleisters aus § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB grundsätzlich der Einwand des Mitverschuldens nach § 254 
BGB entgegengehalten werden kann (vgl. Senatsurteil vom 17. November 2020 - XI ZR 294/19, BGHZ 227, 343 
Rn. 49; OLG Frankfurt a.M., WM 2024, 690 Rn. 106 f.; MünchKommBGB/Zetzsche, 9. Aufl., § 675v Rn. 57 ff.; 
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Grüneberg/Grüneberg, BGB, 84. Aufl., § 675v Rn. 7; Maihold in Ellenberger/Bunte, Bankrechts-Handbuch, 6. Aufl., 
§ 33 Rn. 380 ff.; Nobbe in Ellenberger/Findeisen/Nobbe/Böger, Kommentar zum Zahlungsverkehrsrecht, 3. Aufl., 
§ 675v BGB Rn. 107; Herresthal in Langenbucher/Bliesener/Spindler, Bankrechts-Kommentar, 3. Aufl., Kap. 3 § 
675v BGB Rn. 71 ff.; Kirchner, RdZ 2025, 44, 50 f.). 
 

d) Schließlich hat das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei eine Minderung des Anspruchs der Beklagten gegen die 
Kläger aus § 675v Abs. 3 Nr. 2 BGB nach § 254 Abs. 1 BGB ausgeschlossen. 
 

Die Gewichtung und Abwägung des beiderseitigen Fehlverhaltens und die Bemessung der Haftungsanteile der 
Parteien gemäß § 254 Abs. 1 BGB sind Sache des Tatrichters, die das Revisionsgericht nur eingeschränkt über-
prüfen kann (Senatsurteile vom 8. Oktober 1991 - XI ZR 207/90, WM 1991, 1912, 1915 und vom 17. November 
2020 - XI ZR 294/19, BGHZ 227, 343 Rn. 49). Revisionsrechtlich erhebliche Rechtsfehler zeigt die Revision nicht 
auf. Insbesondere belegt sie nicht, dass das Berufungsgericht Streitstoff übergangen oder gegen Denkgesetze 
oder Erfahrungssätze verstoßen hat (vgl. Senatsurteile vom 15. Juli 2014 - XI ZR 418/13, WM 2014, 1670 Rn. 28, 
vom 15. März 2016 - XI ZR 122/14, WM 2016, 780 Rn. 19 und vom 17. November 2020, aaO). 
 

Das Berufungsgericht hat im Rahmen der Prüfung von § 254 BGB unterstellt, dass die Beklagte pflichtwidrig für 
die erste Anmeldung der unbekannten Täter im Online-Banking der Kläger keine starke Kundenauthentifizierung 
verlangt habe und die Täter dadurch Kenntnis von dem Geburtsdatum der Klägerin, ihrer Telefonnummer, ihrer 
Kartennummer und den letzten Kontobewegungen erlangt hätten, was ihnen ermöglicht hätte, bei der Klägerin den 
Anschein zu erwecken, ein Mitarbeiter der Beklagten rufe sie an. Entgegen der Ansicht der Revision ist das Beru-
fungsgericht nicht davon ausgegangen, der unterstellte Verstoß gegen § 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ZAG sei nicht mehr 
ursächlich für den eingetretenen Schaden. Vielmehr hat es aufgrund der Abwägung des beiderseitigen Fehlverhal-
tens (dazu Senatsurteil vom 17. November 2020 - XI ZR 294/19, BGHZ 227, 343 Rn. 49; Grüneberg/Grüneberg, 
BGB, 84. Aufl., § 254 Rn. 57 ff.) angenommen, dass der Verursachungsbeitrag der Beklagten vollständig hinter 
demjenigen der Klägerin zurücktritt. Diese Würdigung ist angesichts der besonderen Umstände des Einzelfalls, 
insbesondere der oben unter II. 2. b) bb) (1) (Rn. 30) genannten, revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.
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BGH XI. Senat    20.05.2025     XI ZR 22/24 

 

Zur Ordnungsgemäßheit der Angabe über die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung in einem 
Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag  

 

Leitsatz 
 

Zur Ordnungsgemäßheit der Angabe über die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung in einem Immobi-
liar-Verbraucherdarlehensvertrag. 
 

Sachverhalt 
 

Die Parteien streiten um die Rückerstattung einer vom Kläger geleisteten Vorfälligkeitsentschädigung. 
 

Die Parteien schlossen am 5. August 2016 einen Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag über einen Netto-
darlehensbetrag in Höhe von 135.194,35 €. Sie vereinbarten einen bis zum 30. September 2026 gebundenen 
Sollzinssatz in Höhe von 1,4% p.a., zahlbar in 370 Monatsraten ab dem 30. Oktober 2016 zu je 450,65 €. Der 
Darlehensvertrag sieht für den Zeitraum der Sollzinsbindung ein jährliches, nicht auf Folgejahre übertragbares 
Sondertilgungsrecht von bis zu 6.500 € vor. 
 

Zur Vorfälligkeitsentschädigung heißt es unter Ziffer 10 des Darlehensvertrags: 
 

"10.1 Vorzeitige Rückzahlung 
 

Der Darlehensnehmer kann seine Verbindlichkeiten aus dem Darlehensvertrag jederzeit ganz oder teilweise 
vorzeitig erfüllen. Abweichend hiervon kann der Darlehensnehmer im Zeitraum einer Sollzinsbindung nur dann 
vorzeitig erfüllen, wenn hierfür ein berechtigtes Interesse des Darlehensnehmers besteht. 
 

Im Fall einer vorzeitigen Rückzahlung während der Sollzinsbindung kann die Sparkasse eine angemessene 
Vorfälligkeitsentschädigung für den unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung zusammenhängenden Scha-
den verlangen. 
 

10.2 Vorfälligkeitsentschädigung 
 

Die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung (Ablösungsentschädigung) durch die Sparkasse erfolgt nach 
den gesetzlichen Vorgaben und der höchstrichterlichen Rechtsprechung. Dies ist derzeit die sog. "Aktiv/Pas-
siv-Methode". Durch diese Berechnungsmethode wird die Sparkasse so gestellt, als ob der Kredit bis zum 
Ablauf der Zinsbindung planmäßig fortgeführt worden wäre. 
 

Für die Ermittlung der Vorfälligkeitsentschädigung wird von einer Anlage der vorzeitig zurückgezahlten Darle-
hensmittel in sichere Kapitalmarkttitel (Pfandbriefrenditen der Deutschen Bundesbank) ausgegangen. Zu-
nächst wird der Betrag ermittelt, der zum Ablösestichtag erforderlich ist, um sämtliche ursprünglich vereinbar-
ten Zahlungen aus dem Kreditvertrag (Zinsen, Tilgung) sowie das rechnerische Restkapital am Ende der Zins-
festschreibung zu erzielen. Die anfallenden Zinsen sind in diese Berechnung einbezogen. 
 

Zusätzlich wird das auf den restlichen Zinsbindungszeitraum entfallende und somit - auf Basis des effektiven 
Jahreszinses - zu erstattende Disagio in die Berechnung einbezogen, sofern ein Disagio vereinbart wurde. 
 

Die Sparkasse ermittelt ferner die zukünftig entfallenden Risiko- und Verwaltungskosten und reduziert die 
Vorfälligkeitsentschädigung entsprechend. 
 

Durch die vorzeitige Ablösung des Darlehens entsteht ein Institutsaufwand, der Ihnen in Rechnung gestellt 
wird. 
 

Bei der Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung wird zusätzlich von Folgendem ausgegangen: 
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- Berücksichtigung der sich durch die Tilgung verringernden Darlehensschuld; 

- Schadensmindernde Berücksichtigung vereinbarter Sondertilgungsrechte; 

- Abzinsung der ermittelten Schadensbeträge auf den Rückzahlungszeitpunkt. 
 

Sofern der Darlehensnehmer der Sparkasse die Absicht mitteilt, das Darlehen vorzeitig zurückzuzahlen, über-
mittelt die Sparkasse dem Darlehensnehmer in Textform unverzüglich Informationen zur Zulässigkeit der vor-
zeitigen Rückzahlung, im Fall der Zulässigkeit die Höhe des zurückzuzahlenden Betrags und gegebenenfalls 
die Höhe der Vorfälligkeitsentschädigung." 
 

Für die auf Wunsch des Klägers erfolgte vorzeitige Darlehensrückzahlung stellte ihm die Beklagte eine Vor-
fälligkeitsentschädigung in Höhe von 7.600,16 € und als sogenannten Institutsaufwand einen Betrag in Höhe 
von 150 € in Rechnung. Der Kläger zahlte beide Beträge unter Vorbehalt und forderte sie mit Schreiben vom 
21. Januar 2022 ohne Erfolg zurück. 
 

Mit der Klage hat der Kläger die Zahlung von 7.750,16 € nebst Verzugszinsen und die Erstattung von vorge-
richtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 800,39 € nebst Prozesszinsen verlangt. Das Landgericht hat der 
Klage stattgegeben. Auf die dagegen gerichtete Berufung der Beklagten hat das Berufungsgericht das land-
gerichtliche Urteil teilweise abgeändert und unter Klageabweisung im Übrigen die Beklagte zur Zahlung von 
150 € nebst Zinsen und von vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 90,96 € nebst Zinsen verurteilt. 
Mit der - vom Berufungsgericht zugelassenen - Revision begehrt der Kläger die Wiederherstellung des land-
gerichtlichen Urteils. 
 

Entscheidungsgründe 
 

Die Revision des Klägers hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des Berufungsurteils, soweit zu seinem Nachteil 
erkannt worden ist, und zur vollständigen Zurückweisung der Berufung der Beklagten gegen das landgericht-
liche Urteil. 
 

I. Das Berufungsgericht hat seine Entscheidung im Wesentlichen wie folgt begründet: 
 

Dem Kläger stehe ein bereicherungsrechtlicher Anspruch auf Rückforderung der Vorfälligkeitsentschädigung 
nicht zu, weil er diese nicht ohne Rechtsgrund geleistet habe. Der Anspruch der Beklagten auf Zahlung der 
Vorfälligkeitsentschädigung gemäß § 502 Abs. 1 Satz 1 BGB i.V.m. Ziffer 10 des Darlehensvertrags sei nicht 
nach § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB ausgeschlossen. 
 

Die Angaben der Beklagten zur Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung gemäß Art. 247 § 7 Abs. 2 Nr. 1 
EGBGB seien nicht unzureichend im Sinne des § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB. Nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung reiche es im Hinblick auf eine hinreichende Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Berech-
nungsmethode aus, wenn der Darlehensgeber die für die Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung we-
sentlichen Parameter in groben Zügen benenne. Insbesondere bedürfe es nicht der Angabe einer finanzma-
thematischen Berechnungsformel. Weitergehende Vorgaben zur Berechnungsmethode ließen sich dem Ge-
setz nicht entnehmen. Nach der Gesetzesbegründung zu § 502 BGB sei der Anspruch als nach §§ 249 ff. 
BGB zu berechnender Schadensersatzanspruch ausgestaltet und könne sowohl nach der Aktiv-Aktiv-Me-
thode als auch nach der Aktiv-Passiv-Methode berechnet werden. 
 

Diesen Maßstäben habe die Beklagte in Ziffer 10.2 des Darlehensvertrags genügt, indem sie die von ihr ge-
wählte Aktiv-Passiv-Methode erläutert und die wesentlichen Parameter für die Berechnung auf der Grundlage 
der für das Darlehen ursprünglich vereinbarten Zahlungen und der Wiederanlagemöglichkeit des vorzeitig 
zurückgezahlten Kapitals angegeben habe. Hierdurch werde für den Darlehensnehmer nachvollziehbar in we-
sentlichen Zügen dargestellt, wie sich der der Bank entgangene Gewinn ermittle, der um angemessene Be-
träge sowohl für ersparte Verwaltungsaufwendungen als auch das entfallende Risiko des abzulösenden Dar-
lehens zu kürzen und sodann auf den Zeitpunkt der Zahlung der Vorfälligkeitsentschädigung abzuzinsen sei. 
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Nähere Angaben zu den Details der Berechnung seien nicht geschuldet. Insbesondere habe die Beklagte 
keine Einzelheiten zu den bei der Ermittlung der Kapitalmarktrendite heranzuziehenden Schuldtiteln angeben 
müssen. Die Angaben seien in einer Gesamtschau geeignet, dem Darlehensnehmer in groben Zügen die 
wesentlichen Grundsätze der Aktiv-Passiv-Methode und die Berechnung des Zinsverschlechterungsschadens 
verständlich zu machen. Dass die dabei mitgeteilten Positionen - zum einen der Gewinn der Beklagten bei 
Fortführung des Vertrags bis zum Ende der geschützten Zinserwartung und zum anderen der Gewinn aus der 
Wiederanlage der vorzeitig zurückgezahlten Darlehensmittel in sichere Kapitalmarkttitel - miteinander vergli-
chen werden müssten und die Differenz dieser beiden Positionen den Schaden der Bank ausmache, ergebe 
sich bereits aus dem Einleitungssatz zur Erläuterung der Aktiv-Passiv-Methode. Eine darüberhinausgehende 
Erläuterung zum Verhältnis der verschiedenen Berechnungsparameter sei nicht geschuldet. 
 

Entgegen der Auffassung des Klägers seien die Angaben auch nicht deshalb unzureichend, weil daraus ver-
meintlich nicht hervorgehe, dass es nicht auf die Zinsbindungsfrist ankomme, sondern auf den Zeitpunkt, zu 
dem das Darlehen erstmals ordentlich gekündigt werden könne. In Ziffer 10.2 des Darlehensvertrags sei aus-
drücklich klargestellt, dass die Sparkasse mit der Vorfälligkeitsentschädigung so gestellt werden solle, "als ob 
der Kredit bis zum Ablauf der Zinsbindung planmäßig fortgeführt worden wäre". Der "Ablauf der Zinsbindung" 
könne aber nicht nur durch den vertraglich vereinbarten Zeitablauf eintreten, sondern auch durch eine Kündi-
gungserklärung des Darlehensnehmers. Dass die sogenannte rechtlich geschützte Zinserwartung lediglich 
den Zeitraum bis zur möglichen ordentlichen Kündigung umfasse, habe die Beklagte, wie geschehen, bei der 
Berechnung der Entschädigung berücksichtigen müssen, einer abstrakten Belehrung darüber habe es jedoch 
nicht bedurft. Die Erläuterung des Umfangs der rechtlich geschützten Zinserwartung gehöre nicht zu den ge-
schuldeten Angaben zur Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung gemäß Art. 247 § 7 Abs. 2 Nr. 1 EG-
BGB. Es reiche aus, dass die Beklagte den zeitlichen Rahmen angegeben habe, der der Berechnung der 
Vorfälligkeitsentschädigung zugrunde liege. 
 

Die abweichenden Auffassungen der Oberlandesgerichte Saarbrücken (WM 2023, 1877) und Zweibrücken 
(Urteil vom 22. März 2023 - 7 U 14/22, BeckRS 2023, 30605) überzeugten nicht. Die geschuldete Angabe zur 
Berechnung der Vorfälligkeitsentschädigung würde überfrachtet und für den Verbraucher unverständlich, 
wenn damit bereits alle Einzelheiten der konkreten Berechnung vorweggenommen und faktisch eine Art Bei-
spielsrechnung aufgemacht werden müsste, die nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung und dem Willen 
des Gesetzgebers aber gerade nicht bzw. erst nachträglich gemäß § 493 Abs. 5 BGB geschuldet sei. 
 

II. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand. 
 

Der Kläger hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Rückerstattung der gezahlten Vorfälligkeitsentschädi-
gung aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 1 BGB. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts war ein Anspruch 
der Beklagten auf die Vorfälligkeitsentschädigung nach § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB ausgeschlossen, so dass der 
Kläger diese ohne rechtlichen Grund gezahlt hat. Aufgrund dessen hat das Landgericht der Klage zu Recht 
stattgegeben. 
 

1. In einem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag muss der Darlehensnehmer gemäß Art. 247 § 7 Abs. 2 
Nr. 1 EGBGB klar und verständlich über die Voraussetzungen und die Berechnungsmethode für den Anspruch 
auf Vorfälligkeitsentschädigung informiert werden. Ist die Information über die Berechnung der Vorfälligkeits-
entschädigung unzureichend, ist gemäß § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB der Anspruch auf Vorfälligkeitsentschädigung 
ausgeschlossen. § 502 Abs. 1 Satz 1 BGB bestimmt, dass der Darlehensgeber im Falle der vorzeitigen Rück-
zahlung eine angemessene Vorfälligkeitsentschädigung für den unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung 
zusammenhängenden Schaden verlangen kann, wenn der Darlehensnehmer zum Zeitpunkt der Rückzahlung 
Zinsen zu einem gebundenen Sollzinssatz schuldet. Weitergehende Vorgaben zur Berechnungsmethode las-
sen sich dem Gesetz nicht entnehmen (st. Rspr.; vgl. nur Senatsurteil vom 3. Dezember 2024 - XI ZR 75/23, 
BGHZ 242, 227 Rn. 16 mwN). 
 

Aus den Gesetzgebungsmaterialien folgt, dass es dem Gesetzgeber auch im Anwendungsbereich von Immo-
biliar-Verbraucherdarlehen angesichts der Bedeutung des Rechts auf vorzeitige Rückzahlung für den Darle-
hensnehmer sinnvoll erschien, diese Informationen im Vertrag selbst zu geben, um damit von vornherein 
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Transparenz hinsichtlich der Berechnungsmethode der Vorfälligkeitsentschädigung sicherzustellen (BT-
Drucks. 18/5922, S. 91, 116). Aufgrund dessen sollte sich der Darlehensgeber bereits vor Vertragsschluss auf 
die anzuwendende Berechnungsmethode festlegen, wobei die Gesetzesbegründung insoweit auf die vom 
Senat unter anderem im Urteil vom 1. Juli 1997 (XI ZR 267/96, BGHZ 136, 161, 168 ff.) für zulässig erachteten 
Berechnungsmethoden Bezug nimmt (BT-Drucks. 18/5922, S. 116). Weitere Angaben zur inhaltlichen Reich-
weite der Information sind der Gesetzesbegründung nicht zu entnehmen (vgl. Senatsurteil vom 3. Dezember 
2024 - XI ZR 75/23, BGHZ 242, 227 Rn. 17). 
 

Im Hinblick auf eine hinreichende Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Berechnungsmethode genügt es 
nach ständiger Senatsrechtsprechung, wenn der Darlehensgeber die für die Berechnung der Vorfälligkeits-
entschädigung wesentlichen Parameter in groben Zügen benennt (Senatsurteil vom 3. Dezember 2024 - XI 
ZR 75/23, BGHZ 242, 227 Rn. 18 mwN). Die Darstellung einer finanzmathematischen Berechnungsformel ist 
nicht erforderlich (Senatsurteil aaO mwN). Fehlende oder fehlerhafte Angaben zur Berechnung führen zum 
Anspruchsausschluss (vgl. Senatsurteile vom 28. Juli 2020 - XI ZR 288/19, BGHZ 226, 310 Rn. 28 und vom 
3. Dezember 2024 aaO mwN). Abzustellen ist auf einen normal informierten, angemessen aufmerksamen und 
verständigen Verbraucher (st. Rspr.; vgl. nur Senatsurteil vom 3. Dezember 2024 aaO mwN). 
 

2. Nach diesen Maßgaben erläutert die streitgegenständliche Klausel die Berechnung der Vorfälligkeitsent-
schädigung nur unzureichend im Sinne des § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB. 
 

a) Das Berufungsgericht ist noch zutreffend davon ausgegangen, dass eine Bank den Schaden, der ihr durch 
die Nichtabnahme oder durch die vorzeitige Ablösung eines Darlehens entsteht, sowohl nach der Aktiv-Aktiv-
Methode als auch nach der Aktiv-Passiv-Methode berechnen kann (st. Rspr.; vgl. nur Senatsurteil vom 12. 
März 2024 - XI ZR 159/23, BGHZ 240, 38 Rn. 13 mwN). 
 

Bei der von der Beklagten gewählten Aktiv-Passiv-Methode stellt sich der finanzielle Nachteil des Darlehens-
gebers als Differenz zwischen den Zinsen, die der Darlehensnehmer bei vereinbarungsgemäßer Durchfüh-
rung des Darlehensvertrags tatsächlich gezahlt hätte, und der Rendite dar, die sich aus einer laufzeitkongru-
enten Wiederanlage der freigewordenen Beträge in sicheren Kapitalmarkttiteln ergibt. Der Differenzbetrag ist 
um ersparte Risiko- und Verwaltungskosten zu vermindern und auf den Zeitpunkt der Leistung der Vorfällig-
keitsentschädigung abzuzinsen (st. Rspr.; vgl. nur Senatsurteile vom 7. November 2000 - XI ZR 27/00, BGHZ 
146, 5, 10 f. und vom 12. März 2024 - XI ZR 159/23, BGHZ 240, 38 Rn. 14 mwN). 
 

b) Darüber informiert Ziffer 10.2 des Darlehensvertrags entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts nur 
unzureichend. Im Rahmen der Schadensberechnung nach der Aktiv-Passiv-Methode ist die vorbeschriebene 
Differenzrechnung ein wesentlicher, in groben Zügen zu benennender Parameter, ohne den die Methode der 
Berechnung nicht nachvollziehbar ist. Daran fehlt es hier. 
 

aa) Ziffer 10.1 des Darlehensvertrags formuliert zwar in Anlehnung an § 502 Abs. 1 Satz 1 BGB zutreffend, 
dass "eine angemessene Vorfälligkeitsentschädigung für den unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung 
zusammenhängenden Schaden" zu entrichten ist. Damit wird jedoch nur abstrakt das Ergebnis vorangestellt, 
das mit der nachfolgend in Ziffer 10.2 des Darlehensvertrags beschriebenen Berechnungsmethode erzielt 
werden soll. Die Vornahme einer - näher ausgestalteten - Differenzrechnung lässt sich dem nicht entnehmen. 
 

bb) Mit der Formulierung in Ziffer 10.2 Abs. 2 des Darlehensvertrags, dass von einer Anlage der vorzeitig 
zurückgezahlten Darlehensmittel in sichere Kapitalmarkttitel (Pfandbriefrenditen der Deutschen Bundesbank) 
ausgegangen werde, wird die renditebringende Verwendung der vorzeitig zurückgezahlten Darlehensmittel 
durch die Beklagte beschrieben. Im Anschluss daran heißt es, dass die Beklagte den ihr bei ordnungsgemäßer 
Vertragsdurchführung zustehenden Betrag ermittelt, der sich aus Tilgungs- und Zinszahlungen sowie dem 
Restkapital am Ende der Zinsfestschreibung zusammensetzt. Damit wird indes nicht erläutert, wie dieser vom 
Darlehensnehmer grundsätzlich zurückzuzahlende Betrag zur Verwendung der vorzeitig zurückgezahlten 
Darlehensmittel in Beziehung gesetzt wird. Vielmehr kann der Verbraucher diese Angabe auch dahin verste-
hen, dass damit die vertragsgemäß zu leistenden Zins- und Tilgungsleistungen auf den Ablösezeitpunkt ab-
gezinst werden. Dass der finanzielle Nachteil im Ausgangspunkt in der Differenz zwischen dem Vertragszins 
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und der Rendite der am Kapitalmarkt erworbenen Papiere mit einer Laufzeit, die der Restlaufzeit des abzulö-
senden Darlehens entspricht, liegt, wird durch Ziffer 10.2 des Darlehensvertrags dagegen nicht hinreichend 
klar (so auch OLG Stuttgart, WM 2024, 1215, 1217; aA OLG Rostock, ZIP 2024, 2082, 2083 ff. [hier anhängig 
unter XI ZR 57/24]; Kalisz, ZIP 2024, 2074 f.; im Ergebnis auch OLG Düsseldorf, BKR 2025, 224 Rn. 24 ff. 
und WM 2025, 705, 706 ff.; OLG Köln, Urteil vom 24. Mai 2023 - 13 U 177/22, juris Rn. 16 ff., die sich allerdings 
mit dem Aspekt der Differenzrechnung nicht auseinandergesetzt haben). 
 

cc) Mit einer abstrakten Darstellung der Differenzrechnung wird - entgegen der Auffassung des Berufungsge-
richts - keine Darlegung einer finanzmathematischen Berechnungsformel verlangt. Maßgeblich ist, dass dem 
Verbraucher die für die Berechnung der Vorfälligkeit wesentlichen Parameter in groben Zügen mitgeteilt wer-
den, wozu - wie oben dargelegt - die vorzunehmende Differenzrechnung im Rahmen der Aktiv-Passiv-Me-
thode zählt. Abweichendes ergibt sich insbesondere nicht aus dem Senatsurteil vom 5. November 2019 (XI 
ZR 650/18, BGHZ 224, 1 Rn. 40 ff.). Dieses hatte eine anderslautende Belehrung zur Berechnung der Vorfäl-
ligkeitsentschädigung nach der Aktiv-Aktiv-Methode zum Gegenstand. 
 

c) Der dem Kläger nach § 493 Abs. 5 BGB zustehende Anspruch auf Information zur Zulässigkeit der vorzei-
tigen Rückzahlung, zur Höhe des Rückzahlungsbetrages und zur Höhe einer Vorfälligkeitsentschädigung än-
dert an diesem Ergebnis nichts. § 493 Abs. 5 BGB betrifft den Fall, dass der Verbraucher im späteren Verlauf 
der Vertragsbeziehung beabsichtigt, das Darlehen vorzeitig zurückzuführen, während Art. 247 § 7 Abs. 2 Nr. 
1 EGBGB, § 502 Abs. 2 Nr. 2 BGB auf die Herstellung von Transparenz im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
abzielen (Senatsurteil vom 3. Dezember 2024 - XI ZR 75/23, BGHZ 242, 227 Rn. 27 mwN). 
 

III. Das Berufungsurteil ist mithin auf die Revision aufzuheben (§ 562 Abs. 1 ZPO), weil es sich auch nicht aus 
anderen Gründen als richtig erweist (§ 561 ZPO). Da die Aufhebung des Urteils nur wegen einer Rechtsver-
letzung bei Anwendung des Gesetzes auf das festgestellte Sachverhältnis erfolgt und keine weiteren Fest-
stellungen erforderlich sind, sondern die Sache nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts 
zur Endentscheidung reif ist, hat der Senat eine ersetzende Sachentscheidung getroffen (§ 563 Abs. 3 ZPO). 
Die Nebenforderungen haben ihre Grundlage in § 280 Abs. 1 und 2, § 286 BGB. 


